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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom :xxxxxxxxx mit 
dem das Bauem-Sozialversicherungsgesetz 
geändert wird (6. Novelle zum Bauem-Sozial­

versicherungs gesetz ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. 
Nr. 559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBl. Nr. 684/1978, BGBl. Nr. 532/1979, BGBl. 
Nr. 587/1980, BGBl. Nr. 284/1981 und BGBl. Nr. 
590/1981 wird geändert wie folgt: 

1. a) § 5 Abs. 2 Z 4 zweiter Satz hat zu lauten: 

"Hiebei kommt· jedoch nur ein Ehegatte in 
Betracht, wenn er kein Erwerbseinkommen bzw. 
keine Einkünfte aus Pensionen oder aus Ruhe(Ver­
sorgungs)genüssen einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft bezieht; Erwerbseinkommen bzw. 
Einkünfte unter dem jeweils nach § 141 Abs. 1 
lit. a bb geltenden Richtsatz haben hiebei außer 
Betracht zu bleiben." 

b) Dem § 5 Abs. 2 Z 4 sind folgende Sätze. anzu­
fügen: 

,,Als Erwerbseinkommen gilt bei einer unselbstän- . 
digen Erwerbstätigkeit das aus dieser Tätigkeit 
gebührende Entgelt, bei einer selbStändig!=n 
Erwerbstätigkeit der auf den Kalendermonat ent­
fallende Teil der nachgewiesenen Einkünfte aus 
dieser Erwerbstätigkeit. Kann die Höhe des 
Erwerbseinkommens aufgrund der zur Verfügung 
stehenden Unterlagen nicht ermittelt werden, so ist 
der Versicherungsträger berechtigt, die Höhe des 
Erwerbseinkommens unter Bedachtnahme. auf die 
Art der Erwerbstätigkeit, die regionalen und saiso­
nalen Gegebenheiten sowie aufgrund der in frühe­
ren Jahren aus gleichartigen Erwerbstätigkeiten 
erzielten Einkünfte anhand von Schätzwerten fest­
zustellen. Erwerbseinkommen aus einem 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb hat hiebei außer 
Betracht zu bleiben." 

. 2.' Der bisherige Inhalt des § 18 erhält die 
Bezeichnung Abs. 1. Als Abs. 2 ist anzufügen: 

,,(2) Abs. 1 gilt entspfechend auch für Änderun­
gen, die zwischen dem Antrag auf die Leistung und 
deren Zuerkennung eingetreten sind; sie sind vom 
Zahlungsempfänger binnen vier Wochen ab Zustel­
lung des Bescheides anzuzeigen." 

3. Im § 22 Abs. 2 ist der Ausdruck ,,§ 28 Z 2 
lit. b, c, d und h" durch den Ausdruck ,,§ 28 Z 2 
lit. b, c, d, hund j" zu ersetzen. 

4. a) § 23 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Der V ersich~rungswert ist ein Hundertsatz 
des Einheitswertes des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes. Hiebei ist von dem zuletzt festgestellten 
Einheitswert desland(forst)wirtschaftlichen Betrie­
bes auszugehen. Der Versicherungswert ist jeweils 
zum 1. Jänner eines jeden Kalenderjahres neu fest­
zustellen und auf volle Schilling zu runden. Der 
Hundertsatz beträgt: 

1. bei Einheitswerten bis 70 000 S . . . . . . ... 7,2; 
2. für je weitere 1 000 S Einheitswert . 

bei Einheitswerten 

von 71 000 S bis 120 000 S. . . . . . . . . . .. 8,0 
von 121 000 S bis 150000 S. . . . . . . . .. .. 6,5 
von 151 000 S bis 200 000 S. . . . . . . . . . .. 4,5 
von 201 000 S bis 300 000 S. . . . . . . . . . .. 3,65 
von 301 000 S bis 400 000 S. . . . . . . . . . .. 2,7 
von 401 000 S bis 500 000 S. . . . . . . . . . .. 2,0 
von 501000 S bis 600 000 S. . . . . . . . . . .. 1,5 
über 600 000 S . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . .. 1,15. 

Diese Hundertsätze sind mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän­
ner 1984, unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) mit der Maßgabe zu 
vervielfachen, daß die sich ergebenden Hundert­
sätze auf fünf Dezimalstellen' zu runden sind. Die 
sich hienach ergebenden Hundertsätze sind durch 
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver­
waltung festzustellen." 
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b) § 23 Abs.l0 hat zu lauten: 

,,(10) Die Beitragsgrundlage beträgt mindestens 
a) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicher­

ten 2908 S monatlich (Mindestbeitrags­
grundlage). An die Stelle .dieses Betrages tritt 
ab 1.Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 
1. Jänner 1984, der unter Bedachtnahme auf 
§ 47 mit der jeweiligen Richtzahl (§ 45) ver­
vielfachte Betrag; 

b) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 Pflichtversicher­
ten ein Drittel des in lit. a genannten Betra­
ges, gerundet auf volle Schilling (Mindest­
beitragsgrundlage)." 

Der bisherige Abs. 10 erhält die Bezeichnung 
Abs.l1. 

5. Im § 24 Abs.2 ist der Ausdruck ,,10,75 vH"· 
durch den Ausdruck ,,11,0 vH" zu ersetzen. 

6. Dem § 27 Abs. 2 sind folgende Sätze anzufü­
gen: 
"Wurde die Weiterversicherung auf einer niedrige­
ren als der nach Abs. 1 in Betracht kommenden 
Beitragsgrundlage zugelassen, so hat der Versiche­
rungsträger ohne Rücksicht auf die Geltungsdauer 
der Herabsetzung bei einer Änderung in den wirt­
schaftlichen Verhältnissen des Versicherten auf 
dessen Antrag oder von Amts wegen eine Erhö­
hung der Beitragsgrundlage bis auf das nach Abs. 1 
in Betracht kommende Ausmaß vorzunehmen. Sol­
che Festsetzungen wirken in allen diesen Fällen nur 
für die Zukunft." . 

7. §30 Abs. 1 hat zu lauten: 
,,(1) Die Beitragsgrundlage für den Betriebsbei­

trag gemäß § 22 Abs. 2 lit. a ist in entsprechender 
Anwendung der für die Pensionsversicherung gel­
tenden Bestimmungen des § 23 festzustellen. Die 
gemäß § 3 Abs. 1 Zlpflichtversicherten Betriebs­
führer haben als Beitrag 1,9 vH der Beitragsgrund­
lage zu leisten. Der Beitrag ist auf volle Schilling zu 
runden. Wenn mehrere Personen ein und densel­
ben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemein­
same Rechnung und Gefahr führen, ist der 
Betriebsbeitrag nur von einer Person zu leisten, 
jedoch haften alle Beteiligten für den Betriebsbei­
trag zur ungeteilten Hand." 

8. § 53 Abs. 1 Eingang hat zu lauten: 
"Ein Anspruch auf den Bestattungskostenbeitrag 
(§ 99) und auf Geldleistungen der Pensionsversi­
cherung aus dem betreffenden Versicherungsfall 
steht nicht zu:" 

9. Der bisherige Inhalt des § 57 erhält die 
Bezeichnung Abs. 1. Als Abs. 2 ist anzufügen: 

,,(2) Abs. 1 ist auf Witwen(Witwer)pensionen 
nicht anzuwenden, wenn die die Pflichtversiche-' 
rung in der Pensionsversicherung nach diesem Bun­
desgesetz begründende Erwerbstätigkeit aus­
schließlich in der Fortführung des land(forst)wirt­
schaftlichen Betriebes des verstorbenen Ehegä:tten 
besteht. Eine solche Erwerbstätigkeit ist jedoch 

einer Erwerbstätigkeit im Sinne des § 56 gleichzu­
halten." 

10. § 78 Abs. 6 lit. b hat zu lauten: 
"b) wenn er kein Erwerbseinkommen bzw. keine 

Einkünfte aus Pensionen oder aus 
Ruhe(Versorgungs)genüssen einer öffent­
lich-rechtlichen Körperschaft bezieht; 
Erwerbseinkommen bzw. Einkünfte unter 
dem jeweils nach § 141 Abs. 11it. a bb gelten­
den Richtsatz haben hiebei außer Betracht 
zu bleiben. Als Erwerbseinkommen gilt bei 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit das 
aus. dieser Tätigkeit gebührende Entgelt, bei 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit der auf 
den Kalendermonat entfallende Teil der 
nachgewiesenen Einkünfte aus dieser 
Erwerbstätigkeit; Kann die Höhe des 
Erwerbseinkommens aufgrund der zur Ver­
fügung stehenden Unterlagen nicht ermittelt 
werden, so ist der Versicherungsträger 
berechtigt, die Höhe des Erwerbseinkom­
mens unter Bedachtnahme auf die Art der 
Erwerbstätigkeit, die regionalen und saisona­
len Gegebenheiten sowie aufgrund der in 
früheren Jahren aus gleichartigen Erwerbstä­
tigkeiten erzielten Einkünfte anhand von 
Schätzwerten festzustellen. Erwerbseinkom­
men aus einem land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb hat hiebei außer Betracht zu blei­
ben." 

11. § 82 Abs. 1 hat zu lauten: 
,,(1) Die Versicherten und ihre Angehörigen 

(§ 78) haben Anspruch auf jährlich eine Gesunden­
untersuchung. Sie ist vom Versicherungsträger 
nach Maßgabe der gemäß § 132b Abs. 2 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes erlassenen 
Richtlinien des Hauptverbandes der österreichi­
schen Sozialversicherungsträger durch~uführen." 

12. § 87 hat zu lauten: 

"Heilbehelfe 

§ 87. (1) Brillen, orthopädische Schuheinlagen, 
Bruchbänder und sonstige notwendige Heilbehelfe 
sind über ärztliche Verordnung in einfacher und 
zweckentsprechender Ausführung nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen zu geWähren. 

(2) Die Kosten der Heilbehelfe werden vom Ver­
sicherungsträger nur übernommen, wenn sie höher 
sind als 20 vH des Meßbetrages(§ 48 Abs. 2 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) gerun­
det auf volle Schilling. Der vom Versicherten zu 
tragende Kostenantell (§ 80 Abs; 2) hat mindestens 
20 vH des Meßbetrages, gerundet auf volle Schil-
ling, zu betragen. . 

(3) Abs. 2 gilt nicht für ständig benötigte Heilbe­
helfe, die nur einmal oder nur kurzfristig verwen­
det werden können und daher in der Regel minde­
stens einmal im Monat erneuert werden müssen. 
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(4) Der Versicherungsträger hat auch die sonst 
vom Versicherten gemäß Abs. 2 zu tragenden 
Kosten bzw. den Kostenanteil (§ 80 Abs. 2) zu 
übernehmen: 

a) bei Versicherten (Angehörigen), die das 
15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
bzw. für die ohne Rücksicht auf das Lebens­
alter Anspruch auf die erhöhte Familienbei­
hilfe im Sinne des § 8 Abs. 4 bis 7 des Fami­
lienlastenausgleichsgesetzes 1967, BG BI. 
Nr. 376, besteht und 

b) bei Vorliegen einer besonderen sozialen 
Schutzbedürftigkeit des Versicherten im 
Sinne des § 86 Abs. 5. . 

(5) Das Ausmaß der vom Versicherungsträger zu 
übernehmenden Kosten dad einen durch die Sat­
zung festzusetzenden Höchstbetrag nicht überstei­
gen; die Satzung kann diesen Höchstbetrag ein­
heitlich oder für bestimmte Arten von Heilbehelfen 
in unterschiedlicher Höhe, höchstens jedoch mit 
dem 10fachen des Meßbetrages, gerundet auf volle 
Schilling, festsetzen. In den Fällen des Abs. 3 gilt 
der Höchstbetrag für den Monatsbedad. 

(6) Die KrankenordnuIl;g kann eine Gebrauchs­
dauer für Heilbehelfe festsetzen. 

(7) Der Versicherungsträger hat auch die Kosten 
der Instandsetzung notwendiger Heilbehelfe zu 
übernehmen, wenn eine Instandsetzung zweckent­
sprechend ist. Die Abs. 2, 4 und 5 gelten entspre­
chend. 

(8) Heilbehelfe, die nur vorübergehend 
gebraucht werden und die nach ihrer Art ohne 
gesundheitliche Gefahr von mehreren Personen 
benützt werden können, können auch leihweise 
entweder vom Versicherungsträger selbst oder 
durch Vertragspartner auf Rechnung des Versiche­
rungsträger durch Übernahme der Leihgebühren 
zur Vedügung gestellt werden. Wird ein solcher 
Heilbehelfnicht vom Versicherungsträger oder von 
einem Vertragspartner entliehen, kann für angefal­
lene Leihgebühren ein Kostenersatz bis. zur Höhe 
des mit den Vertragspartner vereinbarten Tarifes 
geleistet werden. Abs. 2 gilt in diesen Fällen nicht. 

(9) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw. 
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der 
körpergerechten Anpassung von Heilbehelfen 
erwachsen, gilt § 85 Abs. 4 und 5 entsprechend." 

13. § 96 hat zu lauten: 

"Hilfe bei körperlichen Gebrechen 

§ 96. (1) Bei Verstümmelungen, Verunstaltungen 
und körperlichen Gebrechen, welche die Gesund­
heit, die Arbeitsfähigkeit oder die Fähigkeit, für die 
lebenswichtigen persönlichen Bedüdnisse zu sor­
gen, wesentlich beeinträchtigen, kann die Satzung 
Zuschüsse für die Anschaffung der notwendigen 
Hilfsmittel sowie für deren Instandsetzung vorse­
hen, soweit nicht ein Anspruch aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung, eine Leistungsverpflichtung aus 

der gesetzlichen Pensionsversicherung im Rahmen 
der medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation 
oder ein gleichartiger Anspruch nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz 1957, nach dem Heeresver­
sorgungsgesetz, nach dem Opferfürsorgegesetz, 
nach dem Bundesgesetz über die GeWährung von 
Hilfeleistungen an Opfer, von Verbrechen, nach 
dem Impfschadengesetz oder nach dem Strafvoll­
zugsgesetz besteht. Bei der Festsetzung der Höhe 
der Zuschüsse ist auf§ 87 Abs. 2, 4 und 5 sinnge­
mäß mit der Maßgabe Bedacht zu nehmen, daß der 
durch die Saizung des Versicherungsträgers für 
den Kostenzuschuß festzusetzende Höchstbetrag 
bei Hilfsmitteln, die geeignet sind, die Funktion 
fehlender oder unzulänglicher Körperteile zu über­
nehmen, und bei Krankenfahrstühlen höchstens das 
25fache de~ Meßbetrages (§ 48 Abs. 2 des Gewerb­
lichen Soiialversicherungsgesetzes); gerundet auf 
volle SchilIlng, betragen dad. Die Krankenordnung 
kann eine Gebrauchsdauer für Hilfsmittel vorse­
hen. Als Hilfsmittel sind hiebei solche Gegenstände 
oder Vorrichtungen anzusehen, die geeignet sind, 

a) die Funktion fehlender oder unzulänglicher 
Körperteile zu übernehmen oder 

b) die mit einer Verstümmelung, Verunstaltung. 
oder einem Gebrechen verbundene körperli­
che oder psychische Beeinträchtigung zu mil­
dern oder zu beseitigen. 

Als freiwillige Leistung kann der Versicherungsträ­
ger in solchen Fällen überdies, sofern dies notwen­
dig und zweckmäßig ist, Krankenbehandlung und 
Anstaltspflege gewähren, soweit auf diese leistun­
gen nicht schon ein Anspruch aus dem Versiche­
rungsfall d~r Krankheit besteht. 

(2) Bei der Festsetzung der Höhe der Zuschüsse 
nach Abs. 1 für ständig benötigte Hilfsmittel, die 
nureinmalioder nur kurzfristig verwendet werden 
können und daher in der Regel mindestens einmal 
im Monat ,erneuert werden müssen, ist auf § 87 
Abs. 3 sinngemäß Bedacht zu nehmen. 

(3) § 87 Abs. 8 gilt sinngemäß. 

(4) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw. 
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der 
körpergerechten Anpassung von Hilfsmitteln 
erwachsen, gilt § 85 Abs. 4 und 5 entsprechend." 

14. a) Dem § 99 Abs.2 ist folgendes anzufügen: 
. "Bleibt ein Überschuß, so sind die im Abs. 3 
genannten Personen in der dort angeführen Rei­
henfolge und unter den dort angeführten V oraus­
setzungen bezugsberechtigt. Fehlen solche Berech­
tigte, so verbleibt der Überschuß dem Versiche­
rungsträgerl" 

b) § 99 AbsA hat zu lauten: 
,,(4) Bei mehdacher Krankenversicherung nach 

den Bestimmungen dieses oder eines anderen Bun­
desgesetzes ist der Bestattungskostenbeitrag nur 
einmal zu gewähren, und zwar von dem Versiche­
rungsträger; den der Versicherte zuerst In 

2 

1312 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 28

www.parlament.gv.at



4 1312 der Beilagen 

Anspruch nimmt. Besteht Anspruch auf Bestat­
tungskostenbeitrag aus einer gesetzlichen Uqfall­
versicherung, so gebührt aus der Krankenversiche­
rung kein Bestattungskostenbeitrag." 

15. a) Im § 107 Abs. 1 Z 2 ist nach der lit.a eine 
lit. b mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

"b) sich in Anstaltspflege befunden hat, die 
unmittelbar an eine Zeit im Sinne der lit. a 
anschließt und die im ursächlichen 'Zusam­
menhang mit dem Kriegsdienst oder der 
Kriegsgefangenschaft steht, wenn der Ver­
sicherte einen bescheidmäßig zuerkannten 
Anspruch auf eine Beschädigtenrente nach 
dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 auf­
grund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70 vH hat;" 

Die bisherigen lit. bund c erhalten die Bezeichnung 
lit. c und d. 

b) Im § 107 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der 
Z 4 durch ei~en Strichpunkt zu ersetzen. Folgende 
Z 5 und 6 sind anzufügen: 

,,5. die vor dem 1. Jänner 1973 gelegenen Zeiten 
einer unentgeltlichen beruflichen Ausbildung eines· 
Beschädigten im Sinne des § 21 des Kriegsopferver­
sorgungsgesetzes 1957 bzw. nach Maßgabe der 
jeweiligen Vorschriften über die Versorgung der 
Kriegsopfer ; 

6. Zeiten der Anstaltspflege, die unmittelbar an 
den 9. Mai 1945 anschließen und die im ursächli­
chen Zusammenhang mit einer Gesundheitsschädi­
gung infolge eines der in § 1 Abs. 1 lit. c oder 
Abs. 2 des Opferfürsorgegesetzes angeführten 
Gründe stehen, wenn der Versicherte einen 
bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine 
Beschädigtenrente nach dem Opferfürsorgegesetz 
aufgrund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70 vH hat. Unmittelbarkeit ist auch 
gegeben, wenn die Heimkehr aus einem Einsatz im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Opferfürsorgegesetzes 
oder aus Haft oder Anhaltung im Sinne des § 1 . 
Abs. 2 erster Satz des Opferfürsorgegesetzes zwar 
später, jedoch innerhalb des im Abs. 2 bezeichneten 
Zeitraumes gelegen ist." 

c) § 107 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten: 

"Zeiten gemäß Abs.l Z 1 gelten nicht als Ersatz­
zeiten, wenn während dieser Zeiten 

a) eine Pflichtversicherung nach dem Landwirt-. 
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsge­
setz bzw. nach dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz bestanden hat, ohne daß Bei­
träge im Sinne des § 106 Abs. 1 Z 1 bzw.2 
wirksam entrichtet worden sind; 

b) eine Erwerbstätigkeit bzw. Beschäftigung 
ausgeübt wurde, die gemäß § 4 Abs. 1 des 
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversi­
cherungsgesetzes Pflichtversicherung nicht 
begründet hatte." 

16. § 127 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Anspruch auf Witwen(Witwer)pensionhat 
die Witwe nach dem Tod des versicherten Ehegat­
ten bzw. der WitWer nach dem Tod der versicher­
ten Ehegattin. Nimmt die Witwe (der Witwer) die 
Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension gemäß § 125 in 
Anspruch, so steht ihr (ihm) ein Anspruch auf Wit­
wen(Witwer)pension nicht zu." 

17. a) Im § 140 Abs. 5 hat der zweite Satz zu ent­
fallen. 

b) § 140 Abs. 7 und 8 haben zu lauten: 

,,(7) Wurde die Bewirtschaftung eines 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes aufgegeben, 
der Betrieb übergeben, verpachtet oder auf andere 
Weise jemandem zur Bewirtschaftung überlassen, 
so sind der Ermittlung des Einkommens des bishe­
rigen Eigentümers (des Verpächters) ohne Rück­
sicht auf An und Ausmaß der ausbedungenen lei­
stungen 21,6 v H des durchschnittlichen Einheits~ 
wertes (Abs. 8) der übergebenen, verpachteten oder 
zur Bewirtschaftung überlassenen land(forst)wirt­
schaftlichen Flächen zugrunde zu legen, sofern aie 
Übergabe (Verpachtung, Überlassung) nicht mehr 
als zehn Jahre, gerechnet vom Stichtag, zurück­
liegt. Hiebei ist bei einer Übergabe (Verpachtung, 
Überlassung) vor dem Stichtag vom durchschnittli­
chen Einheitswert (Abs. 8), in allen übrigen Fällen 
von dem auf die übergebenen Flächen entfallenden 
Einheitswert im: Zeitpunkt der Übergabe (Verpach­
tung, Überlassung) auszugehen. Ein Zwölfte! des 
auf diese Weise errechneten Betrages, gerundet auf 
volle Schilling, gilt als monatliches Einkommen. 
Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

(8) Soweit ein durchschnittlicher Einheitswert 
gemäß Abs. 7 heranzuziehen ist, .ist er durch eine 
Teilung der Summe der Einheitswerte, die für den 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb in den einzelnen 
der letzten 120 Kalendermonate vor dem Stichtag 
im Sinne des Abs. 9 in Betracht kommen, durch die 
Anzahl der Monate während dieses Zeitraumes, in 
denen der land(forst)wirtschaftliche Betrieb (ein 
Teil dieses Betriebes) noch nicht übergeben (ver­
pachtet, überlassen) war, zu ermitteln." 

c) Dem § 140 sind folgende Abs. 9,10, 11 und 12 
anzufügen: 

,,(9) Bei der Berücksichtigung der Einheitswerte 
für jeden nach Abs. 8 in Betracht kommenden 
Monat ist von dem jeweils für den land(forst)wlrt­
schaftlichen Betrieb bzw. die land(forst)wirtschaft­
liche Fläche festgestellten Einheitswert unter Hin­
zurechnung der Einheitswerte der verpachteten, 
aber ohne die zugepachteten Flächen auszugehen. 

(10) Als Einheitswert im Sinne der Abs.7, 8 
und 9 gilt der für Zwecke der Sozialversicherung 
maßgebliche Einheitswert. Einheitswerte aus der 
Zeit vor dem 1. Jänner 1983 sind mit. dem Faktor 
1,1575 zu vervielfachen. 
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(11) In den Fällen des § 64 Abs.2 erster Satz 
bleibt für die Anwendung der Abs. 7 bis 9 der Stich­
tag der erloschenen Pension weiterhin maßgebend. 
Das gleiche gilt für den Anfall einer Hinterbliebe­
nenpension nach einem Pensionsempfänger, sofern 
der Anspruchsberechtigte auf Hinterbliebenenpen­
sion Eigentümer bzw. Miteigentümer des übergebe­
nen (verpachteten, überlassenen) Betriebes bzw. der 
Fläche gewesen ist. 

(12) Die gemäß Abs. 7 bis 11 errechneten monat­
lichen Einkommensbeträge sind bei der erstmaligen 
Ermittlung mit dem Produkt der seit 1. Jänner 1974 
festgesetzten Anpassungsfaktoren (§ 45), mit Aus­
nahme des für das Kalenderjahr 1983 festgesetzten 
Anpassungsfaktors, unter Bedachtnahme auf § 47 
zu vervielfachen. An die Stelle der so ermittelten 
Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die 
unter Bedachtnahme auf§ 47 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 45) vervielfachten Beträge." 

18. Dem § 144 sind folgende Absätze 5, 6 und 7 
anzufügen: 

,,(5) Hat der Pensionsberechtigte in einem 
Kalenderjahr sonstige monatliche Nettoeinkünfte 
weniger als 14mal jährlich oder in unterschiedlicher 
Höhe bezogen, kann er beim leistungszuständigen 
Versicherungsträger bis 31. März des folgenden 
Kalenderjahres die Durchführung eines Jahresaus­
gleiches beantragen. Der Jahresausgleich kann im 
Verlauf des folgenden Kalenderjahres auch von 
Amts wegen erfolgen. 

(6) Die Durchführung des Jahresausgleiches hat 
nach folgenden Grundsätzen zu erfolgen: 

1. Der Berechnung ist die Summe der in einem 
Kalenderjahr gemäß § 141 jeweils in Betracht kom­
menden Richtsätze für die Pensionen und für die 
Pensionssonderzahlungen zugrunde zu' legen. 
Richtsatz für die Pensionssonderzahlungen ist der 
für die Monate Mai bzw. Oktober geltende Richt-· 
satz. 

2. Für Zeiträume, in denen wegen Auslandsauf­
enthaltes keine Ausgleichszulage gebührt hat, ist 
anstelle des Richtsatzes die Pensionshöhe anzuset­
zen, für Zeiträume, in denen die Pension wegen 
Haft ruht, die Pension in der den Angehörigen 
gebührenden Höhe. 

3. Die Summe gemäß Z 1 und 2 ist um den 
Gesamtbetrag der im maßgeblichen Kalenderjahr 
gebührenden Pensionen einschließlich Sonderzah­
lungen und Ausgleichszulagen, des sonstigen Net­
toeinkommens, der gemäß § 142 anzurechnenden 
Unterhaltsansprüche und der gemäß § 140 Abs. 5, 6 
und 7 bis 10 anzurechnenden Einkünfte aus land­
und forstwirtschaftlichen Betrieben, erhöht um die 
für die Monate Mai bzw. Oktober anzurechnenden 
Unterhaltsansprüche bzw. Einkünfte zu vermin­
dern. Ergibt sich dabei ein Mehrbetrag gegenüber. 
dem zur Auszahlung gelangten Betrag an Aus­
gleichszulage, ist der Mehrbetrag dem Pensionsbe­
rechtigten zu erstatten. 

(7) Die Bestimmungen der Absätze 5 und 6 gei­
ten entsprechend auch für Fälle, in denen der 
Anspruch auf die Pension nur für Teile eines 
Kalenderjahres bestanden oder nicht gemäß § 57 
geruht hat." 

19. § 204 Abs. 3 wird aufgehoben. 
20. § 205 Abs. 3 erster'Satz hat zu lauten: 

"Bei Bedarf an flüssigen Mitteln zur Behebung 
einer vorübergehend ungünstigen Kassenlage ist 
nach Tunlichkeit die Liquiditätsreserve im notwen­
digen' Ausmaß aufzulösen." 

21. Im § 224 ist jeweils der Ausdruck "für das 
Geschäftsjahr 1982" durch den Ausdruck "für das 
Geschäftsjahr 1983" zu ersetzen. 

Artikel II 

Übergangsbestimmungen 

(1) Personen, die am 31. Dezember 1982 nach 
den In diesem Zeitpunkt in Geltung gestandenen 
Vorschriften in der Krankenversicherung und 
(oder) in der Pensionsversicherung nach dem Bau­
ern-Sozialversicherungsgesetz pflichtversichert 
waren, aufgrund des anläßlich der HauptfesteIlung 
(§ 20 des Bewertungsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 148) 
zum 1. Jänner 1979 festgestellten Einheitswertes 
des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes aber nicht 
mehr pflichtversichert wären, bleiben pflichtversi­
chert, solange die für den Bestand der Pflichtversi­
cherung nach den bisherigen Vorschriften maßgeb­
lichen Voraussetzungen weiterhin zutreffen. Der 
Versicherte kann jedoch bis 31. Dezember 1983 bei 
der Sozialversicherungsanstalt der Bauern den 
Antrag stellen, aus der Pflichtversicherung ausge­
schieden zu werden. Einem solchen Antrag hat der 
Versicherungsträger rückwirkend mit 1. Jän­
ner 1983 zu entsprechen. 

(2) Personen, die am 31. Dezember 1982 nach 
den in diesem Zeitpunkt in Geltung gestandenen 
Vorschriften in der Krankenversicherung und 
(oder) in der Pensionsversicherung nach dem Bau­
ern-Sozialversich~rungsgesetz nicht pflichtversi­
chert waren, die Voraussetzungen für eine solche 
Fflichtversicherung jedoch aufgrund des anläßlich 
der Hauptfeststellung (§ 20 des Bewertungsgeset­
zes 1955, BGBI. Nr. 148) zum 1. Jänner 1979 bzw. 
auf Grund des Art. 11 Abs. 1 des Bewertungsände­
rungsgesetzes 1979, BGBI. Nr. 318, festgestellten 
Einheitswertes des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes. erfüJlen, können bis 31. Dezember 1983 
bei d.er Sozialversicherungsanstalt der Bauern den 
Antrag stellen, aus der Pflichtversicherung ausge­
schieden zu werden. Einem solchen Antrag hat der 
Versicherungsträger rückwirkend mit 1. Jän­
ner 1983 zu entsprechen. Das gleiche gilt, wenn 
dem Versicherten der Eintritt der Pflichtversiche­
rung erst im Wege der Beitragsvorschreibung zur 
Kenntnis gelangt und der Antrag innerhalb von 
drei Monaten nach Zustellung der Beitragsvor­
schreibung gestellt wird. 
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6 1312 der Beilagen 

(3) Eine Befreiung von der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung nach Abs. 2 ist bei 
Anwendung der Bestimmungen der §§ 57 und 121 
Abs. 2 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes der 
Nichtausübung einer die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialver­
sicherungsgesetz begründenden Erwerbstätigkeit 
gleichzuhalten. 

(4) Der Anspruch auf die Leistungen der Kran­
kenversicherung für Personen, die ani 31. Dezem­
ber 1982 als Angehörige galten, nach den Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes aber nicht mehr als 
Angehörige gelten, bleibt auch über das Ende der 
Angehörigeneigenschaft aufrecht, solange die V or­
aussetzungen für den am 31. Dezember 1982 
bestandenen Leistungsan'spruch gegeben sind. 

(5) Die erstmaligen Meldungen von Personen, 
die am 31. Dezember 1982 nach den in diesem 
Zeitpunkt in Geltung gestandenen Bestimmungen 
von der Pflichtversicherung in der Krankenversi­
cherung ausgenommen waren, nach § 5 Abs. 2 Z 4 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fas­
sung des Art. I Z 1 aber nicht mehr ausgenommen 
sind, sind bis 31. März 1983 bei der Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern zu erstatten. Die Bestim­
mungen der §§ 16 und 19 bis 21 des Bauern-Sozial­
versicherungsgesetzes sind ensprechend anzuwen­
den. 

(6) Die Bestimmungen der §§ 57 Abs. 2 und 127 
Abs. 1 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in 
der Fassung des Art. I Z 9 und 16 sind hinsichtlich 
des Anspruches auf Witwen(Witwer)pension bei 
Fortführung des Betriebes des verstorbenen Ehe­
gatten auch anzuwenden, wenn der Versicherungs­
fall vor dem 1. Jänner 1983 eingetreten ist. In den 
Fällen, in denen der Antrag bis 31. Dezember 1983 
gestellt wird, gebührt die' Leistung ab 1. Jän­
ner 1983, sonst ab dem der AntragsteIlung folgen­
den Monatsersten. 

(7) Die Bestimmungen des § 107 Abs. 1 und 
Abs.4 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in 
der Fassung des Art. I Z 15 sind nur anzuwenden, 
wenn der Stichtag nach dem 31. Dezember 1982 
liegt. 

(8) Die Bestimmungen des § i40 Abs.7 bis 12 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fas­
sung des Art. I Z 17 lit. b _und c sind nur auf Ver­
sicherungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag 
der Pension, zu der die Ausgleichszulage gewährt 
werden soll, nach dem 31. Dezember 1982 liegt. Sie 
gelten nicht für Hinterbliebenenpensionen, deren 
Stichtag zwar nach dem 31. Dezember 1982 liegt, 
die aber nach einer Pension anfallen, deren Stich­
tag vor dem 1. Jänner 1983 gelegen ist. In diesen 
Fällen ist § 140 Abs. 7 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes in der am 31. Dezember 1982 in Gel­
tung gestandenen Fassung mit der Maßgabe weiter­
hin anzuwenden, daß bei Hinterbliebenen, die 
Eigentümer (Miteigentümer) des land(forst)wirt-

schaftlichen Betriebes sind bzw. gewesen sind, jene 
Einkommensbeträge unter Bedachtnahme auf § 140 
Abs. 6 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes her­
anzuziehen sind, die für _ die Feststellung der Aus­
gleichszulage zur Pension des verstorbenen Pen-

-sionsempfängers zuletzt maßgebend waren. 

(9) Soweit Bescheide, mit denen Einheitswerte 
land(forst)wirtschaftlicher Betriebe gemäß § 20 des 
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, anläßlich 
der Hauptfeststellung zum 1. Jänner 1979 festge­
stellt wurden, vor dem 1. Jänner 1983 zugestellt 
worden sind, gelten sie in Anwendung der Bestim­
mungen des § 140 Abs. 7 des Bauern-Sozial­
versicherungsgesetzes als am 31. Dezember 1982 
zugestellt. Werden solche Bescheide nach dem 
31. Dezember 1982 zugestellt, ist-§ 23 Abs. 5 zwei­
ter Satz d~s Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 
entsprechend anzuwenden. --

(10) Soweit nach Abs. 8 die Bestimmungen des 
§ 140 Abs. 7 bis 12 des Bauern-Sozialversicherungs­
gesetzes in der Fassung des Art. I Z 17 lit. b' und c 
nicht anzuwenden sind, hat eine Vervielfachung 
der Einkommensbeträge unter Bedachtnahme auf 
§ 47 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes mit 
dem für das Kalenderjahr 1983 festgesetzten 
Anpassungsfaktor zu entfallen. 

(11) Die Bestimmungen des § 144 Abs. 5,6 und 7 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fas­
sung des Art. I Z 18 sind mit der Maßgabe anzu­
wenden, daß der Jahresausgleich erstmalig für das 
Kalenderjahr 1983 durchzuführen ist. 

(12) Der Versicherungsträger hat eine am 
31. Dezember 1982 vorhandene gesonderte Rück­
lage (§ 204 Abs. 3 des Bauern-Sozialversicherungs­
gesetzes) mit Ablauf des 31. Dezember 1982 im 
Wege über die Vermögensrechnung aufzulösen. 

(13) Die Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
als Träger der Krankenversicherung hat aus der all" 
gemeinen Rücklage im Geschäftsjahr 1983 einen 
Betrag von 100 MiUionen Schilling an die von ihr 
durchgefü?rte Pensionsversicherung zu überWei­
sen. Die Uberweisungen sind in monatlich gleich 
hohen Teilbeträgen vorzunehmen. 

Artikel III 

Schlußbestimmungen 

(1) Für das Jahr 1983 betragen die Richtzahl und 
der Anpassungsfaktor (§ 45 des Bauern-Sozialver­
sicherungsgesetzes) je 1,055. 

(2) Soweit nach den Bestimmungen des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes die anläßlich der 
Hauptfeststellung zum 1. Jänner 1979 festgestellten 
Einheitswerte land(forst)wirtschaftlicher Betriebe 
her~nzuziehen sind, sind hiebei für Zeiträume nach 
dem 31. Dezember 1982 jeweils auch Erhöhungen 
dieser Einheitswerte gemäß Art. 11 Abs. 1 des 
Bewertungsänderungsgesetzes 1979, SCBI. 
Nr; 318, zu berücksichtigen. 
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(3) Im Art. III Abs. 2 der 5. Novelle zum Bau­ Artikel IV 
Inkrafttreten 

7 

em-Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr.590/ 
1981, hat der letzte Satz zu lauten: 

,,An die Stelle der Frist des § 2a des Bauem-Sozial­
versicherungsgesetzes in der am 1. Juni 1981 in 
Geltung stehenden Fassung tritt in diesen Fällen 
eine solche von einem Jahr; sie beginnt mit 1. Jän­
ner 1982 bzw. mit der späteren Aufnahme der 
Erwerbstätigkeit im Ausland." 

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Art. III 
Abs. 3 rückwirkend mit 1. Jänner 1982, im übrigen 
am 1. Jänner 1983 in Kraft. 

Artikel V 
VoUziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
. der Bundes~inister für soziale Verwaltung betraut. 

3 
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8 1312 der Beilagen 

VORBLAIT 

A. Problem und Ziel 

Verwirklichung einer Reihe von Anliegen der Bauernschaft, insbesondere jener im Zusammenhang 
mit den neuen Einheitswerten, sowie Übernahme der im Entwurf einer 38. Novelle zum ASVG vorge­
schlagenen Änderungen sowie Erhöhung der Pensionen - über die normale Anpassung - um 5,5%. 

Finanzielle Maßnahmen zur Entlastung des Bundeshaushaltes. 

B. Lösung 

Änderung der maßgeblichen Vorschriften im Bereich der Kranken- und Pensionsversicherung der 
Bauern sowie im Ausgleichszulagenrecht. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Ein Teil des durch die vorgeschlagene Neuregelung erforderlich werdenden Mehraufwandes wird 
durch eine im Entwurf vorgesehene Anhebung des Beitragssatzes in der Pensionsversicherung der Bauern 
abgedeckt werden. Für den darüber hinausgehenden Mehraufwand wird im Bundeshaushalt für 1983 vor­
gesorgt werden. 
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1312 der Beilagen 9 

Erläuterungen 

Der vorliegende Entwurf einer 6. Novelle zum 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz enthält eine 
Reihe von Änderungsvorschlägen, mit denen 
begründete Anliegen der Bauernschaft auf sozial­
versicherungsrechtlichem Gebiet verwirklicht wer­
den. Das Schwergewicht dieses legislativen Vorha­
bens liegt hiebei auf jenen Änderungen, die im 
Zusammenhang mit den neuen Einheitswerten vor­
geschlagen werden. Die letzte, zum 1. Jänner 1979 
mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1980 vorgenom­
mene Hauptfeststellung hat in Berücksichtigung 
der geänderten Ertragsentwicklung in der Land­
wirtschaft nicht unbeträchtliche Verschiebungen 
ergeben. Auf das Sozialversicherungsrecht der Bau­
ern äußert der Einheitswert eiries land(forst)wirt­
schaftlichen Betriebes mannigfaltige und weitrei­
chende Auswirkungen. Die überaus schwierige 
Materie hat den Gesetzgeber in der Vergangenheit 
veranlaßt, die Geltung der neuen Einheitswerte im 
Sozialversicherungsrecht zunächst für die Zeit bis 
31. Dezember 1981 und in der Folge bis 
31. Dezember 1982 auszusetzen, um genügend Zeit 
zur Vorbereitung von Novellierungsvorschlägen zu 
gewinnen und nicht durch eine übereilte Regelung 
den Weg zur Erzielung einer gerechten und ver­
tretbaren Lösung zu verschließen. Dem vorliegen­
den Entwurf, mit dem eine solche Lösung ange­
strebt wird, sind zahlreiche und eingehende Bera­
tungen mit Vertretern der gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen der Bauern vorangegangen, sodaß 
die Voraussetzungen für eine. ausgewogene und 
annehmbare Lösung der anstehenden Probleme 
gegeben erscheinen. 

Des weiteren verwirklicht der Entwurf eine seit 
längerem erhobene Forderung auf Einführung der 
Witwen(Witwer)pension bei Fortführung des 
Betriebes des verstorbenen Ehegatten. Dieser lei­
stungsrechtlichen Verbesserung soll allerdings eine 
Erhöhung des Beitragssatzes in der Pensionsversi­
cherung der Bauern von derzeit 10,75 vH auf 
11,0 vH gegenüberstehen. Damit wäre im übrigen 
die gleiche prozentuelle Belastung in der Pensions­
versicherung der Bauern erreicht, wie sie schon der­
zeit für die in der Pensionsversicherung der in der 
gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstäti­
gen besteht. 

Letztlich übernimmt der Entwurf jene im Rah­
men einer 38. Novelle zum Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz vorgeschlagenen Änderungen, die 
infolgeeiner gleichartigen Regelung entsprechend 
auch auf das Sozialversicherungsrecht der Bauern 
zu übertragen wären. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der 
im vorliegenden Novellenentwurf enthaltenen 
Regelungen gründet sich auf den Kompetenztatbe­
stand "Sozialversicherungswesen" des Art. 10 
Abs.l Z 11 B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
wird bemerkt: 

Zu Art. I Z 1 und 10 und Art. 11 Abs. 4 und 5 (§§ 5 
Abs.2 Z 4 und 78 Abs. 6 lit. b): 

Im Rahmen des Entwurfes einer 38. Novelle zum 
ASVG wird eine Änderung des § 123 Abs. 9 ASVG 
vorgeschlagen, in der die Grenze fur die Angehö­
rigeneigenschaft und damit für den beitragsfreien 
Anspruch auf die Leistungen der Krankenversiche­
rung neu geregelt werden soll. Diese auf die Höhe 
der Erwerbseinkünfte des in Betracht kommenden 
Angehörigen abgestellte Grenze ist derzeit mit dem 
im § 5 Abs. 2 ASVG genannten, jeweils geltenden 
Betrag gezogen. Diese Grenze soll erheblich ange­
hoben und mit dem Richtsatz für alleinstehende 
Pensionsberechtigte aus eigener Pensionsversiche­
rung festgesetzt werden. Zur näheren Begründung 
dieses Änderungsvorhabens wird auf die eingehen­
den Ausführungen des ASVG-Novellenentwurfes 
hingewiesen. 

Mit den gegenständlichen N ovellierungsvor­
schlägen sollen die vorgesehenen Änderungen des 
ASVG in das BSVG übertragen werden. 

Zu Art. I Z 2, 6, 10, 11 bis 13, 14 lit. a und 18 bis 20 
(§§ 18 Ahs.2, 27 Ahs.2, 82 Abs.l, 87, 96, 99 
Abs.2, 144 Abs.5, 6 und 7, 204 Ahs.3 und 205 
Ahs.3): 

Diese Änderungen entsprechen gleichartigen 
Änderungen von Bestimmungen des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, wie sie im Rahmen 
des Entwurfes einer 38. Novelle zum ASVG vorge­
schlagen wurden. Es kann deshalb auf die entspre­
chenden Erläuterungen zum genannten Novellen-
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entwurf des ASVG, die in gleicher Weise auch für 
die korrespondierenden Änderungsvorschläge des 
BSVG Geltung haben, Bezug genommen werden. 
Um im Einzelfall das Auffinden d,er gewünschten 
Erläuterung im ASVG-Novellenentwurf zu erleich­
tern, werden im folgenden die in beiden Gesetzen 
einander entsprechenden Vorschriften gegenüber­
gestellt: 

BSVG ASVG 

§ 18 Abs. 2 .. . . . . . . . .. § 40 Abs. 2 
§ 27 Abs. 2 .. .. . . . . ... § 76 Abs. 2 
§ 82 Abs. 1 , .......... § 132 b Abs.l 
§ 87, ................ § 137 
§ , 96 .......... , .... ,. § 154 
§ 99 Abs. 2 , ....... , .. § 170 Abs. 1 
§ 144 Abs. 5,6 und 7 .... § 296 Abs. 5,6 und 7 
§ 204 Abs. 3 .......... , § 444 Abs. 5 
§ 205 Abs. 3 , . . . . . . .. .. § 444 a Abs. 3. 

Zu Art. I Z 3 (§ 22 Abs. 2): 
Die vorliegende Erweiterung der Zitierung von 

Bestimmungen, des ASVG berücksichtigt die im 
Rahmen der 37. Novelle zum ASVG vorgenom­
mene Ergänzung des § 8 Abs. 1 Z 3 um eine lit. j, 
mit der der Unfallversicherungs schutz auf die Mit­
glieder (Ersatzmitglieder) der dort genannten 
Kommissionen ausgedehnt wurde. 

Zu Art. I Z 4 und 7 und Art. 11 Abs. I, 2 und 3 
(§§ 23 Abs.2 und 10 und 30 Abs. 1): 

Die Einheitswerte land(forst)wirtschaftlichen 
Vermögens, die für die Bemessung einer Reihe von 
Abgaben als Grundlage herangezogen werden und 
auch für den Bereich der Sozialversicherung 
- inbesondere jener der Bauern - von Bedeutung 
sind, beruhen auf Ertragswerten. Die nach den 
Bestimmungen des Bewertungsgesetzes 1955 in 
bestimmten Zeitabständen vorzunehmenden Neu­
~estsetzungen der Einheitswerte berücksichtigen die 
In der Land- und Forstwirtschaft erzielten Reiner­
träge. Daneben wurden in der Vergangenheit von 
Gesetzes wegen außerordentliche Erhöhungen der 
Einheitswerte verfügt (Abgabenänderungsge­
setz 1976, BGBL Nr. 143, Bewertungsänderungsge­
setz 1979, BGBL Nr. 318), um eine stärkere Anhe­
bung der Einheitswerte anläßlich der nächsten 
Hauptfeststellung zu verhindern. Das Bewertungs­
änderungsgesetz 1979 enthält überdies für die 
Bewertung anläßlich der Hauptfeststellung zum 
1. Jänner 1979 neue, auf die Ertragsentwicklung 
abgestellte, Hektarsätze für das landwirtschaftliche 
Vermögen und für das Weinbauvermögen. 

, Im Bereich der Sozialversicherung entfalten die 
von den Finanzbehörden jeweils festgestellten Ein~ 
heitswerte Auswirkungen in mehrfacher Weise. Im 
Wege der· Gesetzgebung wurde mehrmals, zuletzt 
für den Zeitraum bis 31. Dezember 1982, die Her­
anziehung der unter Bedachtnahme auf das 
Bewertungsänderungsgesetz 1979 zum Hauptfest-

stellungszeitpunkt 1. Jänner 1979 neu festgesetzten 
Einheitswerte für die Sozialversicherung hinausge­
schoben, . um ungerechtfertigte Auswirkungen zu 
vermeiden. In den Erläuterungen dieser gesetzli­
chen Maßnahmen ist jedoch darauf hingewiesen 
worden, es könne keinem Zweifel unterliegen, daß 
das Ergebnis der Hauptfeststellung zum 1. Jän­
ner 1979 auch in das Sozialversicherungsrecht Ein­
gang zu finden habe, weil es auf Dauer nicht ver­
tretbar erschiene, hier mit anderen Einheitswerten 
zuarbeiten, als sie aufgrund der tatsächlichen Ein­
schätzung festgestellt wurden. Eines der Haupt­
ziele des vorliegenden Novellenentwurfes ist es, auf 
die Geltung der neuen Einheitswerte im Sozialver­
sicherungsrecht in gebotener Weise Bedacht zu 
nehmen, weshalb im folgenden auf die einzelnen 
Auswirkungen und die für den Bereich der Sozial­
versicherung zu treffenden Maßnahmen eingegan-
gen wird. . 

Zunächst einmal wäre da~on auszugehen, daß 
die Voraussetzungen für den Eintritt der Pflicht­
versicherung in der Sozialversicherung der Bauern 
erfüllt sind, wenn land(forst)wirtschaftliche 
Betriebe geführt werden, deren Einheitswert em 
bestimmtes Mindestausmaß übersteigt. 

Die Übernahme der Geltung der neuen, zum 
1. Jänner 1979 festgestellten Einheitswerte ab 
1. Jänner 1 ~~ 3 in das Sozialversicherungsrecht gibt 
Anlaß zur Uberlegung, ob die geltenden Einheits­
wertgrenzen im Gesetz einer Änderung unterzogen 
werden sollen. Bei diesen Überlegungen sollte aber 
der Tatsache ausschlaggebende Bedeutung zuge­
messen werden, daß die neuen Einheitswerte die 
Ertragsentwicklung berücksichtigen, demnach 
nicht nur Einheitswerterhöhungen sondern auch 
Herabsetzungen in sich schließen. Aus diesem 
Grund sollten die für den Eintritt der Pflichtversi­
cherung in der Sozialversicherung der Bauern maß­
geblichen Einheitswertgrenzen des BSVG unange­
tastet bleiben. Uni jedoch die für den einzelnen 
Versicherten möglichen Nachteile weitgehend aus­
zuschalten und andererseits auch den Versicherten­
stand im wesentlichen zu wahren, erschiene es 
angezeigt, im Wege von Übergangsbestimmungen 
den betroffenen Versicherten die Möglichkeit ein­
zuräumen, entsprechend der geänderten Einheits­
wertgröße des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes 
entweder in der Pflichtversicherung weiter zu ver­
bleiben oder aus ihr ausgeschieden zu werden. Bei 
der Festsetzung der Antragsfrist hätte im besonde­
ren die Tatsache Berücksichtigung. zu finden, daß 
der Eintritt der Versicherungspflicht dem Versi­
cherten in der Regel erst im Wege einer Beitrags­
vorschreibung zur Kenntnis gelangt. Auf die quar­
talsweise Beitragsvorschreibung (§ 33 Abs. 1 
BSVG) wurde in diesem Zusammenhang Rücksicht 
genommen (Art. II Abs. 1 und 2 des Entwurfes). 

Zur KlarsteIlung der Auswirkungen einer derar­
tigen Befreiung in bezug auf· die Anwendung der 
Ruhensbestimmung des § 57 Abs. 1 BSVG und hin-
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sichtlich der Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 121 Abs. 2 BSVG für den Pensionsansptuch ent­
hält der Entwurf im Art. 11 Abs. 3 eine deutliche 
Aussage. 

In weiterer Folge ist darauf einzugehen, daß das 
Ausmaß der. Beiträge zur Sozialversicherung der 
Bauern vom Einheitswert des land(forst)wirtSchaft­
lichen Betriebes abhängt, weil der aus dem Ein­
heitswert ermittelte Versicherungswert die Bei­
tragsgrundlage bildet. Dieser Versicherungswert ist 
aber alljährlich mit der Richtzahl zu vervielfachen, 
sodaß schon auf diese Weise auf die geänderten 
wirtSchaftlichen Verhältnisse, wie sie bereits in den 
neuen Einheitswerten berücksichtigt sind, Bedacht 
genommen wird. Die in diesem Zusammenhang 
zur Vermeidung einer zweifachen Berücksichti­
gung der geänderten wirtSchaftlichen Gegebenhei­
ten erhobene Forderung auf Herbeiführung einer 
,,Aufkommensneutralität" kann aber aus der Sicht 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung nur 
so verstanden werden, daß im. Jahre 1983 die· 
Summe der Beiträge unter Berücksichtigung der 
neuen Einheitswertfeststellungen gleich hoch ist, 
wie. sie bei Weiterführung der alten Einheitswerte 
wäre. Mit der im vorliegenden Entwurf vorgeschla­
genen Änderung der HundertSätze im § 23 
Abs. 2 BSVG - diese neuen HundertSätze stellen 
sich als Ergebnis versicherungsmathematischer 
,Berechnungen dar - soll dieses Ziel erreicht wer­
den. 

Die Neuregelung der HundertSätze für die Fest­
stellung des Versicherungswertes ließ es angezeigt 
erscheinen, in Anlehnung an die für den Bereich 
der Pensionsversicherung geltende Rechtslage eine 
betragsmäßige Festsetzung der "Mindestbeitiags­
grundlage" in der Kranken~ersicherung und für 
den Betriebsbeitrag in der Unfallversicherung vor­
zunehmen (§ 23 Abs. 10 und § 30 Abs. 1 in der Fas­
sung des Entwurfes). ' 

Der sich aus den HundertSätzen in der Fassung 
des Entwurfes ergebende Versicherungswert wird 
im Übrigen. im Ausgleichszulagenrechtbei der 
Ermittlung des Nettoeinkommens aus einem' 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb Geltung haben 
(§ 292 Abs. 5 ASVG,§ 149 Abs. 5 GSVG, § 140 
Abs. 5 BSVG). 

Die Anwendung des neuen § 23 auf die rieuen 
Einheitswerte (+ 5% Erhöhung) ergibt gegenüber 
dem bisherigen § 23, angewendet auf die alten Ein­
heitswerte, - beide jedoch bezogen auf das 
Jahr 1983 - folgende Auswirkung auf die Beiträge 
der Pflichtversicherten bzw. den Bundesbeitrag: 

Pflichtbeiträge in der 
Pensionsversicherung . . . . . . . . .. + 5,8 Mio. S 

Pflichtbeiträge in der 
Krankenversicherung .......... + 9,5 Mio. S 

Pflichtbeiträge in der 
Unfallversicherung. . .. . . . . . . .. + 0,5 Mio. S 

insgesamt ............. + 15,8 Mio. S 

Bundesbeitrag in der 
Pensionsversicherung ......... . 5,8 Mio. S 

Bundesbeitrag 'in der 
Krankenversicherung ......... . + 7,0 Mio. S 

Bundesbeitrag in der 
Unfallversicherung ........... . + 0,1 Mio. S 

insgesamt ........... ' .. + 1,3 Mio. S. 

Zu Art. I Z 5 (§ 24 Abs. 2): 
In Anbetracht der im Entwurf enthaltenen Vor­

schläge zur Milderung von Härten auf dem 
Gebiete des Leistungsrechtes, die eine zusätzliche 
finanzielle Belastung des Bundes zur Folge haben 
werden, soll der Riskengemeinschaft eine Erhö­
hung des in der Pensionsversicherung geltenden 
Beitragssatzes auferlegt werden. Die Mehreinnah­
men, die aus der Erhöhung des Beitragssatzes um 
1/4 Prozentpunkt resultieren, können mit ,rund 
45 Millionen Schilling jährlich angenommen wer­
den. 

Zu Art. I Z 8 (§ 53 Abs. 1): 

Im Zuge der parlamentarischen Behandlung des 
Entwurfes der 3. Novelle zum BSVG hat dei Aus­
schuß für soziale Verwaltung zur Neufassung des 

. Einganges des § 53 Abs. 1 BSVG festgestellt, daß 
Kostenerstattungen und Kostenzuschüsse 'bei 
Gewährung der ärztlichen Hilfe nicht Geldleistun­
gen im Sinne des § 53 Abs. 1 BSVG sind (vgl. den 
Bericht des ,Ausschusses für soziale Verwaltung 534 
der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates :XV. GP). Unter Bedachtnahme 
auf diese Ansicht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung kommen als Geldleistungsansprüche aus 
der Bauern-Krankenversicherung, die von der Ver­
wirkungsregelung des § 53 BSVG erfaßt werden, 
lediglich solche auf den Bestattungskostenbeitrag in 
Betracht. Um allfällige Zweifel bei der Auslegung 
zu beseitigen, erscheint es im Interesse einer K1ar­
stellung angezeigt, diesen einzigen von einer Ver­
wirkung betroffenen Geldleistungsanspruch . im 
Gesetz selbst auch zu nennen. 

Zu Art. I Z 9 und 16 und .Art. 11 Abs.6 (§§ 57 
Abs.2 und 127 Abs. 1): 

Bereits das im Jahre 1957 verabschiedete Land­
wirtSchaftliche Zuschußrentenversicherungsgesetz 
hatte für Witwen, die den land(forst)winschaftli­
chen Betrieb des versichert gewesenen und verstor­
benen Ehegatten fortgeführt hatten, eine besondere 
A1ters- bzw. Erwerbsunfähigkeitszuschußrente vor­
gesehen. Diese Leistung war unter Berücksichti­
gung der Versicherungszeiten, die der Verstorbene 
während des Bestandes der Ehe erworben hatte, zu 
bemessen. In diesem Falle der Fortführung des 
Betriebes war die, Witwe allerdings vom Anspruch 
auf . Witwenzuschußrente ausgeschlossen .. ' . Diese 
Rechtslage hat in der Folge Eingang in das Bau-
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ern -Pensionsversicherungsgesetz gefunden und 
wurde schließlich in das derzeit geltende Bauern­
Sozialversicherungsgesetz übernommen. Gleichar­
tige Regelungen sind im übrigen in der Gewerbli­
chen Selbständigen-Pensionsversicherung seit 
deren Einführung im Jahre 1958 vorgesehen. 

Die erwähnten Sonderregelungen, die in der 
Pensionsversicherung der Unselbständigen kein 
Gegenstück finden, sind auf ausdrückliches Verlan­
gen der gesetzlichen beruflichen Vertretungen der 
Selbständigen eingeführt worden und nehmen auf 
die besoIlderen Verhältnisse der selbständig 
Erwerbstätigen Bedacht. 

Bei der Betriebsfortführung durch einen überle­
benden Ehesatten handelt es sich um eine Form des 
nahtlosen Überganges der Bewirtschaftung eines 
land(forst)wirtschatlichen Betriebes: Es erschiene 
daher angebracht, beim pensions rechtlichen Schutz 
des fortführenden Ehegatten die vom verstorbenen 
Ehegatten während des Bestandes der Ehe erwor­
benen Versicherungszeiten zu berücksichtigen. 
Dem fortführenden Ehegatten wird durch die Hin­
zurechnung ohne Zweifel eine Rechtswohltat 
zuteil. Daß in diesem Fall kein Witwen- bzw. kein 
Witwerpensionsanspruch gebührt, schien daher von 
allem Anfang an klar und zwar ebenso wie im Falle 
des Bezuges einer Witwen(Witwer)pension keine 
Hinzurechnung von Versicherungszeiten erfolgt. 

In jüngster Zeit wurde von den gesetzlichen 
beruflichen Vertretungen der Bauern eine Ände­
rung der Rechtslage verlangt, weil sie in zahlrei­
chen Fällen zu einschneidenden Härten geführt 
habe. Eine große Anzahl von Witwen, namentlich 
solche mit minderjährigen Kindern, sind zur 
Betriebsfortführung gezwungen, vorwiegend, um 
den Betrieb· für die heranwachsenden Kinder zu 
erhalten. Diese Betriebsfortführung ist im Regelfall 
überaus schwierig, weil der Ausfall der Arbeitskraft 
des Verstorbenen den Ertrag des Betriebes erheb­
lich beeinträchtigt. Dazu kommt noch, daß in der 
Mehrzahl der Fälle die Betriebe, hervorgerufen 
durch den Zwang zur Rationalisierung in der 
Land- und Forstwirtschaft, finanziell belastet sind. 
Das Fehlen der Witwenpension wiegt deshalb 
besonders schwer und kann auch nicht durch die 
zu erwartende spätere Hinzurechnung der Versi­
cherungszeiten des Verstorbenen aufgewogen wer­
den. 

Diesen Härten sollte nach Ansicht der bäuerli­
chen Vertreter dadurch begegnet werden, daß der 
Witwe (dem Witwer) bei Betriebsfortführung nach 
dem Tode des Ehegatten ein Wahlrecht eingeräumt 

. werden soll, ob die Witwen(Witwer)pension unter 
Verzicht auf die Hinzurechnung der Versiche­
rungszeiten des verstorbenen Ehegatten 
(§ 125 BSVG) in Anspruch genommen oder ob der 
Hinzurechnung unter Verzicht auf die Wit­
wen(Witwer)pension der Vorzug gegeben wird. 
Wird vom Wahlrecht in der Weise Gebrauch 
gemacht, daß die Witwen(Witwer)pension in 
Anspruch genommen wird, dann soll diese Pension 

nur vom Ruhen nach § 56 BSVG nach Maßgabe 
der Höhe der Erwerbseinkünfte betroffen sein. Ein 
gänzliches Ruhen wäre in diesen Fällen auszu­
schließen. 

Was die Art der Betriebsfortführung . im Sinne 
des § 57 Abs, 2 in der Fassung des Entwurfes 
anlangt, so wird eine solche auch dann als möglich 
anzunehmen sein, wenn der verstorbene Ehegatte 
vor seinem Tod mit dem anderen Ehegatten den 
Betrieb auf gemeinsame Rechnung und Gefahr 
geführt hat, weil aus der Sicht der Sozialversiche­
rung die Betriebsführung als Einheit zu werten ist. 
Es führt daher der überlebende Ehegatte den 
Betrieb des Verstorbenen fort, und nicht etwa auch 
zum Teil seinen eigenen Betrieb, an dem er zu Leb­
zeiten des verstorbenen Ehegatten anteilsmäßig 
beteiligt war. 

Im Übergangsrecht sollte auch für Witwen (Wit­
wer), deren Ehegatte vor dem 1. Jänner 1983 
gestorben ist, ein Wahlrecht mit den angeführten 

. Konsequenzen zugestanden werden, wobei der 
Anfall der Witwen(Witwer)pe'nsion in diesen Fällen 
mit 1. Jänner 1983 vorzusehen wäre, wenn vom 
Wahlrecht innerhalb emes Jahres ,Gebrauch 
gemacht wird. 

Nach den Unterlagen der Sozialversicherungsan­
stalt der Bauern kommen für diese Maßnahme 
rund 2 500 Witwen in Betracht. Da sicher nicht alle 
die Witwenpension in Anspruch nehmen, sondern 
manche einer Hinzurechriung der Versicherungs­
zeiten des Ehegatten den Vorzug geben. werden, . 
kann mit Kosten in der Größenordnung von 
40 Millionen Schilling gerechnet· werden. Dieser 
Mehraufwand wird durch die vorgesehene Erhö­
hung des Beitragssatzes in der Pensionsversiche­
rung um 0,25 Prozentpunkte auf 11,0 vH (Art. I 
Z 5 des Entwurfes) ausgeglichen. 

Zu Art. I Z 14 Iit. b (§ 99 Abs. 4): 

Der im Entwurf einer 38. Novelle zum ASVG 
durch eine Änderung des § 128 Abs. 1 ASVG 
erstattete Vorschlag, daß der Bestattungskostenbei­
trag bei mehrfacher Krankenversicherung nur ein­
mal gebührt, wird in den gegenständichen Novel­
lenentwurf im Wege einer Ergänzung des § 99 
Abs. 4 BSVG übernommen, weil das Bauern­
Sozialversicherungsgesetz keine eigene, der Bestim­
mung des § 128 ASVG vergleichbare Vorschrift 
'über Leistungen bei mehrfacher Versicherung 
kennt. 

Zu Art. I Z 15 Iit. a und b und Art. 11 Abs. 7 (§ 107 
Abs.l Z 2 Iit. b, 5 und 6): 

In der 34. Novelle zum ASVG wurden durch 
Ergänzungen der §§ 227 und 228 ASVG Vorsorge 
getroffen, daß den Schwerkriegsbeschädigte~ als 
Ersatzzeiten auch jene Zeiten angerechnet werden, 
in denen sie nach dem Ende des Kriegsdienstes in 
Folge schwerer gesundheitlicher Schädigungen 
niCht sofort in das Erwerbsleben eintreten konnten, 
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Des weiteren wurden im Rahmen der Zitierten 
ASVG-Novelle auch die rechtlichen Voraussetzun­
gen für eine Anrechnung der vor' dem 1. Jän­
ner 1973 gelegenen Zeiten einer unentgeltlichen 
Ausbildung eines Beschädigten geschaffen. Damit 
würde eine Gleichstellung mit den nach dem 
31. Dezember 1972 gelegenen Zeiten einer unent­
geltlichen Ausbildung eines Beschädigten erreicht, 
wie dies im § 21 KOVG in der Fassung der 

. Novelle, BGBl. Nr. 327/1973, vorgesehen ist. Mit 
dem gegenständlichen Novellierungsvorhaben wird 
dem Verlangen des Zentralverbandes der Kriegsop­
ferverbände Österreichs Rechnung getragen. ' 

Zu Art. I Z 15 lit. c und Art. 11 Abs. 7 (§ 107 
Abs.4): 

Als Ersatzzeiten in der Pensionsversicherung der 
Bauern gelten gemäß § 107 Abs. 1 Z 1 BSVG nur 
jene Zeiten einer selbständigen Erwerbstätigkeit 
oder Beschäftigung, die nach Vollendung. des 
15. Lebensjahres im Gebiet der Republik Öster­
reich zurückgelegt wurden und die bei früherem 
Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des Bau­
ern~Sozialversicherungsgesetzes über die Versiche­
rungspflicht in der Pensionsversicherung die 
Pflichtversicherung begründet hätte: Das QLG 
Wien hat in seiner Entscheidung vom 
8. März 1982, 31 R 31/82 (SSV XXII/23) den 

. Erwerb von Ersatzzeiten auch für jene Zeiten 
bejaht, in denen zwar nach § 4 Alk 1 Z 1 des Land­
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherungsgeset­
zes Pflichtversicherung nicht bestanden hatte, weil 
in einem Kalenderjahr nicht mindestens acht 
Monate hindurch die Voraussetzungen gegeben 
waren, jedoch nach dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz, in dem diese Einschränkung nicht, 
mehr vorgesehen ist, Pflichtversicherung , gegeben 
gewesen wäre. 

Diese durch den Wortlaut des § 107 Abs.1 
.Z 1 BSVG gedeckte Rechtsansicht entspricht 
jedoch nicht jenen Vorstellungen, die nach der in 
allen Ers~tzzeitenregelungen zum Ausdruck kom­
mende Absicht des Gesetzgebers zu gelten hätten. 
Darnach sollte es ausgeschlossen sein, daß Ersatz­
zeiten für den Zeitraum der Geltung des LZVG 
auch dann angerechnet werden können, wenn nach 
diesem Gesetz keine Pflichtversicherung bestanden 

,hat. Dieser Grundsatz soll in der Neufassung des 
§ 107 Abs.4 erster Satz deutlich zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Zu Art. I Z 17 und Art. 11 Abs.8 bis 10 (§ 140 
Abs. 5 und 7 bis 12): 

Die gesetzlichen beruflichen Vertretungen der in 
der Land- und Forstwirtschaft selbständig Erwerbs­
tätigen haben wiederholt darauf hingewiesen, daß 
die Anrechnung des sogenamiten fiktiven Ausge­
dinges infolge der jährlichen Anpassung ein Aus­
maß erreicht habe, das zu beträchtlichen Einkom­
mensverlusten der bäuerlichen Ausgleichszulagen­
bezieher geführt und damit unzumlitbare Härten 

für die Betroffenen mit sich gebracht habe. Auf eine 
Verschärfung dieser nachteiligen Auswirkungen 
durch die ab 1. Jänner 1983 vorzunehmende 
Berücksichtigung der neuen Einheitswerte (ein­
schließlich der Erhöhung dieser Einheitswerte um 
5 vH) wurde in diesem Zusammenhang aufmerk­
sam gemacht. Zur Herbeiführung einer gebotenen 
Milderung dieser Härten wurde in der Vergangen­
heit neben einer Verhinderung des Wirksamwer­
dens der neuen Einheitswerte als Lösungsvorschlag 
ein zeitlich befristetes Aussetzen der Dynamisie­
rung vorgebracht. 

Der vorliegende Entwurf kommt diesen Forde­
rungen insoweit entgegen, als einerseits die Anre­
gung auf ein Aussetzen der Dynamisierungaufge­
griffen wurde und andererseits ein Wirksamwerden 
der aufgezeigten nachteiligen Auswirkungen der 
neuen Einheitswerte bei einer Betriebsaufgabe vor 
dem 1. Jänner 1983 verhindert werden wird. 

Soll eine Dynamisierung bei einer erstmaligen 
Ermittlung nach dem 31. Dezember 1982 mit dem 
für das Kalenderjahr 1983 festgesetzten Anpas­
sungsfaktor (siehe die geltende Bestimmung des 
§ 140 Abs. 8 erster Satz BSVG) ausgeschlossen 
werden, so muß eine derartige Regelung im Dauer­
recht vorgesehen werden (§ 140 Abs. 12 erster Satz 
in der Fassung des Entwurfes). Mit den in der 
Übergangsbestimmung des An. 11 Abs. 10 des Ent­
wurfes erstatteten Vorschlägen wird das Aussetzen 
der Dynamisierung für jene Fälle herbeigeführt 
werden, die von der Bestimmung des Dauerrechtes 
nicht erfaßt werden. Für den Ausgleichszulagen­
mehraufwand, der aus der Nichtdynamisierung des 
"fiktiven Ausgedinges" resultiert, ist im Bundesvor-
anschlag 1983 Vorsorge getroffen. ' 

Bei einer Eigentumsaufgabe am Betrieb und 
einem Pensionsanfall nach dem 31. Dezember 1982 
werden, wie schon oben unter Hinweis auf die 
Judikatur des OLG Wien dargelegt, zumindest für 
einen Teil land(forst)wirtschaftlicher Flächen die 
auf der Grundlage der Neubewertung zum 1. Jän­
ner 1979 festgestellten Einheitswerte (einschließlich 
der Erhöhung dieser Werte um 5 vH) bei Feststel­
lung des Ausgleichszulagenanspruches heranzuzie­
hen sein. Um eine zweifache B~rücksichtigung 
geänderter wirtsc:haftlicher Gegebenheiten auszu­
schließen, enthält der Entwurf im neugefaßten 
Abs. 7des§ 140 an Stelle des geltenden Hundert­
satzes (25 vH) einen neuen Hundertsatz (21,6 vH). 
Dies aus der Überlegung, daß die neuen Einheits­
werte, soweit sie für einen Ausgleichszulagenan­
spruch in Betracht kommen, im Durchschnitt um 
rund 15,75 vH über den alten Einheitswerten lie­
gen, was durch eine Reduktion des Hundertsatzes 
im vorgeschlagenen Ausmaß ausgeglichen wird. 

Wenn auf die Auswirkungen der Vollziehung 
des § 140 Abs. 7 BSVG in der geltenden Fassung 
eingegangen werden soll, so kann nicht daran vor­
beigegangen werden, daß die Heranziehung des 
Einheitswertes der größten 'land(forst)wirtschaftli­
chen Fläche der letzten 10 Jahre vor der Übergabe, 
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wie sie aufgrund der geltenden Rechtslage prakti­
ziert wird, überwiegend von Zufälligkeiten 
bestimmt ist und den tatsächlichen Gegebenheiten 
in der Regel nicht gerecht werden wird, weil in 
zahlreichen Fällen auch Flächen berücksichtigt 
werden, die in die Bewirtschaftung nicht einbezo­
gen waren. Eine Lösung könnte nach Ansicht der 
gesetzlichen beruflichen Vertretungen der Bauern 
darin gefunden werden, daß - so wie bei der Pen­
sionsbemessung - vom Durchschnitt der Flächen 
während der letzten 10 Jahre vor der Betriebsauf­
gabe ausgegangen wird. Obgleich diesem Anliegen 
Berechtigung nicht abgesprochen werden kann, 
dürfte doch dieser Durchschnitt nicht bloß aus dem 
Mittel zwischen dem Einheitswert der größten und 
der kleinsten Fläche während der letzten zehn 
Jahre vor der Betriebsübergabe gewonnen werden. 
Vielmehr wäre zur Ermittlung dieses Durchschnit­
tes auf die jeweilige Einheitswertgröße des 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes in den einzel­
nen Zeitabschnitten während des genannten zehn­
jährigen Zeitraumes Bedacht zu nehmen. Die vor­
liegende Fassung der Abs. 7 bis 9 des § 140 BSVG 
trägt diesen Vorstellungen Rechnung. 

Eine Neuregelung in diesen Belangen hätte sich 
des weiteren auch auf jene Fälle zu erstrecken, in 
denen vor dem Stichtag nicht eine gänzliche 
Betriebsübergabe erfolgt, sondern sich der Versi­
cherte die Bewirtschaftung eines Teiles des Betrie­
bes zurückbehält und den restlichen Teil des Betrie­
bes erst nach Pensionsanfall übergibt. In diesen Fäl­
len kann kein Grund gesehen werden, der es recht­
fertigen würde, daß· die Restübergabe zur Ermitt­
lung des Einkommens eine neue Durchschnittser­
mittlung des Einheitswertes des gesamten überge­
benen Betriebes auslösen soll. Es erschiene vielmehr 
vertretbar, daß anstelle der nach § 140 Abs.5 
BSVG vorgenommenen Einkommensermittlung 
der auf den Restbetrieb entfallende Einheitswert 
dem ursprünglich ermittelten Einheitswertdurch­
schnitt zugeschlagen wird. 

In diesem Zusammenhang. kommt der Tatsache 
maßgebliche Bedeutung zu,daß - wie schon ein­
gangs erwähnt - die anläßlich der Hauptfeststel­
lung zum 1. Jänner 1979· festgestellten Einheits­
wertänderungen für den Bereich des Abgabenrech­
tes mit 1. Jänner 1980 wirksam geworden sind, für 
den Bereich der. Sozialversicherung die Wirksam­
keit dieser Einheitswertänderungen jedoch für. die 
Zeit bis nach· dem 31. Dezember 1982 hinausge­
schoben worden ist. Wenn daher bei der Ermitt~ 
lung des durchschnittlichen Einheitswertes die für 
den land(forst)wirtschaftlichen Betrieb in den ein­
zelnen Zeitabschnitten festgestellten Einheitswerte 
heranzuziehen sind, so können hiebei nur jene Ein­
heitswerte Berücksichtigung finden, wie sie in den 
Jahren 1980 bis 1982 für Zwecke der Sozialversi­
cherung gegolten haben. Erst dann kann eine Ver­
vielfachung mit dem Faktor 1,1575 vorgenommen 
werden. § 140 Abs.10 BSVG in der Fassung des 
Entwurfes nimmt auf diese Gegebenheiten Bedacht. 

Einer eingehenden Überlegung bedarf es schließ­
lich noch bezüglich jener Fälle, in denen im 
Anschluß an eine Einkommensermittlung aus dem 
Durchschnitt der Einheitswerte ein neuer Stichtag 
tritt,sei es, daß eine Erwerbsunfähigkeitspension 
durch eine Alterspension abgelöst wird, daß über­
haupt der Anspruch auf eine laufende Leistung aus 
eigener Pensionsversicherung durch einen 
Anspruch auf eine andere laufende Leistung aus 
eigener Pensionsversicherung ersetzt wird (§ 64 
Abs. 2 erster Satz BSVG), oder daß ein Anspruch 
auf eine laufende Leistung aus eigener Pensionsver­
sicherung durch den Tod des Anspruchsberechtig­
ten erlischt und im Anschluß an die erloschene lei­
stung Hiriterbliebenenpensionen gewährt werden. 
Obgleich in allen diesen Fällen ein neuer Pensions­
stichtag gegeben ist, sollte dennoch keine neue 
Durchschnittsermittlung aus den Einheitswerten 
vorzunehmen sein, sondern das Ergebnis der 
ursprünglichen Durchschnittsermittlung weiterhin 
maßgebend bleiben. Dies bei der Aufeinanderfolge 
Direktpension und Hinterbliebenenpension aller­
dings nur dann, wenn die Anspruchsberechtigten 
auf Hinterbliebenenpension Eigentümer bzw. 
Miteigentümer des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes gewesen sind. Dieser Lösungsvorschlag 
findet seine Realisierung in der vorliegenden Fas­
sung des Abs. 11 des § 140 BSVG in der Fassung 
des Entwurfes, mit dem im übrigen auch dem 
Erfordernis einer ökonomischen Vollziehung ent­
sprochen wird. 

Im Jahre 1983 wird somit das pauschalierte Aus­
gedinge für bestehende Ausgleichszulagenfälle 
nicht angepaßt. Wegen der Berücksichtigung' der 
neueIi Einheitswerte ab 1.1.1983 bei der Anrech­
nung des . pauschalierten Ausgedinges wird der 
Hundertsatz, der derzeit 48,23% beträgt, für das 
Jahr 1983 nicht dynamisiert und außerdem durch 
1,1575 dividiert. Anstelle des Einheitswertes des 
größten Eigentumsstandes innerhalb der letzten· 
zehn Jahre vor dem Stichtag wird in Hin.kunft ein 
"durchschnittlicher" Einheitswert für die Berech­
nung des pauschalierten Ausgedinges ermittelt. Die 
Kosten betragen im Jahre 1983 65 Millionen Schil­
ling. 

Eine Erörterung der Probleme im Ausgleichszu­
lagenrecht, wie sie durch die neuen Einheitswerte 
hervorgerufen werden, erfordert es auch, in die 
Betrachtungen die maßgebliche Judikatur des OLG 
Wien einzubeziehen. Darnachsind Änderungen 
des Einheitswertes im Ausgleichszulagenrecht dann 
nicht zu berücksichtigen, wenn der Pensionist nicht 
mehr Eigentümer des Betriebes ist und den 
Bescheid über die Änderung des .Einheitswertes gar 
nicht (mehr) zugestellt. erhält oder auf die die 
Änderung bewirkenden Umstände keinen Einfluß 
nehmen kann (OLG Wien 25. Juni 1980, 32 R 
65/80, SSV XX/64). Diese Judikatur nimmt offen­
bar auf die im Rahmen des Beitragsrechtes getrof~ 
fene Regelung des § 23 Abs. 5 BSVG Bedacht, weil 
nach den Vorschriften des Bewertungsrechtes Ein-
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heitswertänderungen unbeschadet des Zeitpunktes 
der Zustellung des Bescheides. wirksam werden. 
Mißt man dem Zeitpunkt der Zustellung des 

. Bescheides über die Änderung der Einheitswertfest­
stellung maßgebliche Bedeutung zu, so hängt der· 
Eintritt dieser Ereignisse. von der Vollziehung 
durch die Finanzbehörden ab und ist daher der 
Einflußsphäre der' Eigentümer land(forst)wirt­
schaftlichen Vermögens entzogen. Soll nun unter 
Bedachtnahme auf die wiedergegebene Judikatur 
des OLG Wien die Frage der Auswirkungen der 
geänderten Einheitswerte auf den Ausgleichszula­
genanspruchim Einzelfall geprüft werden, so 

. ist es für jene Pensionsbezieher, die ihren 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb im Zeitraum 
nach dem 31. Dezember 1979 (Einheitswertände­
rungen anläßlich der Hauptfeststellung zum 1. Jän­
ner 1979 sind mit 1. Jänner 1980 wirksam gewor­
den) und vor dem 1. Jänner 1983 übergeben haben, 
von Bedeutung, ob sie den Einheitswertbescheid 
noch vor der Betriebsübergabe (mit Eigentumsauf­
gabe) zugestellt erhalten haben. Nur in diesen Fäl­
len wäre ab 1. Jänner 1983 der neue Einheitswert 
bei Ermittlung des Nettoeinkommens zu berück­
sichtigen. Um aber derart zufällige Auswirkungen 
auszuschalten und eine einheitliche, den betroffe­
nen Versicherten zumutbare Vorgangsweise her­
beizuführen, enthält der gegenständliche Novellen­
entwurf den Vorschlag, daß für die Anwendung 
des § 140 Abs.7 BSVG in den umschriebenen Fäl­
len ein einheitlicher Zustellungszeitpunkt unabhän­
gig von der tatsächlichen Bescheidzustellung zu 
gelten hat (31. Dezember 1982). Mit einer derarti­
gen gesetzlichen Regelung wäre die 'Rechtsfolge 
verbunden, daß jede Art einer vor dem 1. Jän­
ner 1983 vorgenommenen Beendigung der Füh­
rung land(forst)wirtschaftlicher Betriebe mit Eigen­
tumsaufgabe im Sinne des § 140 Abs. 7 BSVG eine 
Berücksichtigung der neuen Einheitswerte bei Fest­
stellung des Nettoeinkommens im Ausgleichszula­
genrecht ausschließt (Art. 11 Abs. 9 des Entwurfes). 

Zu Art. I Z 21 und Art. 11 Abs. 13 (§ 224): 
Als Begleitmaßnahme zum Bundesvoran­

schlag 1983 enthält der Entwurf in Analogie zur 
entsprechenden Maßnahme in der Pensionsversi­
cherung nach dem ASVG ebenfalls eine Reduktion 
des Gebarungsüberschusses von 1,5% auf 0,5% der 
Gesamtaufwendungen. Dadurch wird sich die Aus­
fallhaftung des Bundes gemäß § 31 Abs.4 BSVG 
um 83,5 Millionen Schilling verringern. Eine wei­
tere Verringerung der Ausfallhaftung des ,Bundes 
um 100 Millionen Schilling hat die Überweisung 
aus Mitteln der Krankenversicherung an die Pen­
sionsversicherung zur Folge. Diese Verminderun­
gen sind ebenso wie die sich aus dem Entwurf sonst 
ergebenden relativ geringfügigen Änderungen der 
Bundesbeiträge zur bäuerlichen Sozialversicherung 
bereits im Bundesvoranschlag 1983 berücksichtigt. 

Zu Art. III Abs. 1: 

Die im Entwurf einer >8. Novelle zum ASVG 
vorgesehene Festsetzung der Richtzahl und des 
Anpassungsfaktors für das Jahr 1983 im Gesetz 
selbst war auch in den Entwurf einer 6. Novelle 
zum BSVG zu übernehmen. Diese Festsetzung des 
Anpassungsfaktors 1983 mit 1.055 hat im 
Jahre 1983 bei den Pensionen einen Mehraufwand 
von 28,9 Millionen Schilling und bei den Aus­
gleichszulagen einen Mehraufwand von 6,7 Millio­
nen Schilling zur Folge. Für diese Mehraufwendun­
gen ist im BVA Vorsorge getroffen. 

Zu Art. III Abs. 2: 
Das Bewertungsänderungsgesetz 1979, BGBl. 

Nr. 318, hat im Art. II Abs. 1. eine Erhöhung 
der Einheitswerte um 5 vH ab 1. Jänner 1983 ver­
fügt, zugleich aber auch angeordnet, daß die in 
Betracht kommenden Einheitswertbescheide durch 
neue Bescheide zu ersetzen sind. Unter Bedacht­
nahme auf die im Bereich der Sozialversicherung 
maßgebliche Judikatur, wonach Einheitswertände­
rungen unabhängig vom Zeitpunkt ihrer abgaben­
rechtlichen Geltung erst mit der Zustellung Wirk­
samkeit. erlangen, war Vorsorge zu treffen, daß die 
außerordentliche Erhöhung der Einheitswerte 
unbeschadet des tatsächlichen Zustellungszeitpunk­
tes für den Bereich der Sozialversicherung mit 
1. Jänner 1983 Wirksamkeit erlangt, weil die im 
vorliegenden Novellenentwurf vorgeschlagenen 
Maßnahmen von einem solchen Wirksamkeitszeit­
punkt ausgehen. 

Zu Art. III Abs. 3: 

Im Zuge der 4. Novelle zum BSVG wurden mit 
Wirksamkeit vom 1. Juni 1981 die durch die Fami­
lienrechtsreform eingeführten Grundsätze der Part­
nerschaft (Gleichstellung von Mann und Frau) in 
das Sozialversicherungsrecht übertragen. Dies hat 
unter anderem auch dazu geführt, daß es in den 
Fällen einer gemeinsamen Führung eines 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes durch Ehegat­
ten der freien Entschließung der Ehepartner über­
lassen wurde, für welchen von beiden Ehegatten 
die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
einzutreten hätte. Für diese Wahlmöglichkeit 
wurde eine Frist von sechs Monaten festgesetzt. 

Art. III Abs. 2 der 5. Novelle zum BSVG, BGBl. 
Nr. 590/1981, hatte für Grenzgänger eine Sonder­
regelung' vorgesehen, derzufolge die Frist für die 
Ausübung des Wahlrechtes erst mit 1. Jänner 1982 
zu laufen begonnen hatte. Nach den Mitteilungen 
der gesetzlichen beruflichen Vertretungen der Bau­
ern hätten sich im Hinblick auf den mittlerweile 
eingetretenen Fristablauf Härten ergeben. Um die­
sen Härten zu begegnen soll eine Erstreckung der 
Frist im Sinne der eingebrachten Vorschläge bis 
31. Dezember 1982 herbeigeführt werden. 
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Textgegenüberstellung 

BSVG 

Geltende Fassung: 

Ausnahmen von der Pflichtversicherung 

§ 5. (1) unverändert. 

(2) Von der Pflichtversicherung in der Kranken­
versicherung sind überdies ausgenommen: 

1. bis 3. unverändert. 
4. der Ehegatte einer Person, die aufgrund ande­

,rer bundesgesetzlicher Vorschriften, ausgenommen 
die Bestimmungen des § 68 Kriegsopferversor­
gungsgesetz 1957 und des § 47 Heeresversorgungs­
gesetz, in der Krankenversicherung pflichtversi­
chert ist oder Anspruch auf Kranken- oder 
Wochengeld hat, auch wenn dieser Anspruch ruht, 
oder die auf Rechnung eines Krankenversiche­
rungsträgers nach anderer bundesgesetzlicher V or­
schrift . in Anstaltspflege steht. Hiebei kommt 
jedoch nur ein Ehegatte in Betracht, wenn er kein 
Erwerbseinkommen bzw. keine Einkünfte aus Pen­
sionen oder aus Ruhe(Versorgungs)genüssen einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft bezieht; 
Erwerbseinkommen bzw. Einkünfte unter den im 
§ 5 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes genannten, jeweils geltenden Beträgen sowie 
Etwerbseinkommen aus einem land(forst)wirt­
schaftlichen Betrieb haben hiebei außer Ansatz zu 
bleiben. 

(3) bis (4) unverändert. 

M~dungen der Leistungs(Zahlungs)empfänger 

§ 18. Die Leistungsempfän~er bzw. Zahlungs­
empfänger (§ 71) haben jede Anderung in den für 
den Fortbestand der Bezugsberechtigung maßge­
benden Verhältnissen sowie jede Änderung ihres 
Wohnsitzes bzw. des Wohnsitzes des Anspruchsbe­
rechtigten binnen zwei Wochen dem Versiche­
rungsträger anzuzeigen. Einkommensänderungen, 
die auf Grund der alljährlichen Rentenanpassung in 

Vorgeschlaogene Fassung: 

Ausnahmen von der Pflichtversicherung 

§ 5. (1) unverändert. 

(2) Von der Pflichtversicherung in der Kranken­
versicherung sind überdies ausgenommen: 

1. bis 3. unverändert. 
4. der Ehegatte einer Person, die aufgrund ande­

rer bundesgesetzlicher Vorschriften, ausgenommen 
die Bestimmungen des § 68 Kriegsopferversor­
gungsgesetz 1957 und des § 47 Heeresversorgungs­
gesetz, in der Krankenversicherung pflichtversi­
chert ist oder Anspruch auf Kranken- oder 
Wochen geld hat, auch wenn dieser Anspruch ruht, 
oder die auf Rechnung eines Krankenversiche­
rungsträgers nach anderer bundes gesetzlicher V or­
schrift in Anstaltspflege steht. Hiebei kommt 
jedoch nur ein Ehegatte in Betracht, wenn er kein 
Erwerbseinkommen bzw. keine Einkünfte aus Pen­
sionen oder aus Ruhe (V ersorgungs)genüssen einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft bezieht; 
Erwerbseinkommen bzw. Einkünfte unter dem 
jeweils nach § 141 Abs. 1 lit. a bb geltenden Richt­
satz haben hiebei außer Betracht zu bleiben. Als 
Erwerbseinkommen gilt bei einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit das aus dieser Tätigkeit gebüh­
rende Entgelt, bei· einer selbständigen Erwerbstätig­
keit der auf den Kalendermonat entfallende Teil 
der nachgewiesenen Einkünfte aus dieser Erwerbs­
tätigkeit. Kann die Höhe des Erwerbseinkommens 
aufgrund der zur Verfügung stehenden Unterlagen 
nicht ermittelt werden, so ist der Versicherungsträ­
ger berechtigt, die Höhe des Erwerbseinkommens 
unter Bedachtnahme auf die Art der Erwerbstätig­
keit, die regionalen und saisonalen Gegebenheiten 
sowie aufgrund der in früheren Jahren aus gleichar­
tigen Erwerbstätigkeiten erzielten Einkünfte 
anhand von Schätzwerten festzustellen. Erwerbs­
einkommen aus einem land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb hat hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(3) bis (4) unverändert. 

Meldungen der Leistungs(Zahlungs )empfänger 

§ 18. (1) Die Leistungsempfänger bzw. Zah­
lungsempfänger (§ 71) haben jede Änderung in den 
für den Fortbestand der Bezugsberechtigung maß­

. gebenden Verhältnissen sowie jede Änderung ihres 
Wohnsitzes bzw. des Wohnsitzes des Anspruchsbe­
rechtigten binnen zwei Wochen dem Versiche­
rungsträger anzuzeigen. Einkommensänderungen, 
die auf Grund der alljährlichen Rentenanpassung in 
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Geltende Fassung: 

der Kriegsopfer- und Heeresversorgung bewirkt 
werden, unterliegen nicht der Anzeigeverpflich­
tung. 

Arten der Aufbringung der Mittel 

§ 22. (1) unverändert. 

(2) Die Mittel der Unfallversicherung sind, 
.soweit sie nicht durch gemäß den §§ 51 und 74 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu bemes­
sende Beiträge für die im § 28 Z. 2 lit. b, c, cl 'und h 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
genannten Personen sowie durch sonstige Einnah­
men gedeckt sind, durch 

a) bis e) unverändert. 
aufzubringen. 

Beitragsgiundlage 

§ 23. (1) unverändert. 

(2) Der Versicherungswert ist ein IoWndertsatz 
des Einheitswertes des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes. Hiebei ist von dem zuletzt festgestellten 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betrie­
bes auszugehen; der Feststellung desVersiche­
rungswertes ist jedoch mindestens ein Einheitswert 
von 35.000 S zugrunde zu legen. Der Versiche­
rungswert ist jeweils zum 1. Jänner eines jeden 
Kalenderjahres neu festzustellen und auf volle 
Schilling zu runden. 
Der Hundertsatz beträgt: 

1. bei Einheitswerten bis 150.000 S 6,745; 
2. für je weitere 1000 S Einheitswert 

bei Einheitswerten 

von 151 000 S bis 250 000 S ............ . 
von 251 000 S bis 450 000 S ............ . 
über 450 000 S ..................... . 

4,5, 
2,5, 

1,35. 

Diese Hundertsätze sind mit Wirksamkeit ab 1.Jän­
ner eine jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1980, 
unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen· 
Richtzahl (§ 45) mit der Maßgabe zu vervielfachen, 
daß die sich ergebenden Hundertsätze auf fünf 
Dezimalstellen zu runden sind. Die sich hienach 
ergebenden Hundertsätze sind durch Verordnung 
des Bundesministers für soziale Verwaltung festzu­
stellen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

der Kriegsopfer- und Heeresversorgung bewirkt 
werden, unterliegen nicht der Anzeigeverpflich­
tung. 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend auch für Änderun­
gen, die zwischen dem Antrag auf die Leistung und 
deren Zuerkennung eingetreten sind; sie sind vom 
Zahlungsempfänger binnen vier Wochen ab Zustel­
lung des Bescheides anzuzeigen. 

Arten der Aufbringungder Mittel 

§ 22. (1) unverändert. 

(2) Die Mittel der Unfallversicherung sind, 
soweit sie nicht durch gemäß den §§ 51 und 74 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu bemes­
sende Beiträge für die im § 28 Z 2 lit. b, c, d, h 
und j des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
genannten Personen sowie durch sonstige Einnah-

. men gedeckt sif:ld, durch 
a) bis e) unverändert. 

aufzubringen. 

Beitragsgrundlage 

§ 23. (1) unverändert. 

(2) Der Versic~rungswert ist ein Hundertsatz 
des Einheitswertes des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes. Hiebei ist von dem zuletzt festgestellten 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betrie­
bes auszugehen. Der Versicherungswert ist jeweils 
zum 1. Jänner eines jeden Kalenderjahres neu fest­
zustellen und auf volle Schilling zu runden. Der 
Hundertsatz beträgt: 

1. bei Einheitswerten bis 70 000 S ......... 7,2; 
2. für je weitere 1 000 S Einheitswert 

bei Einheitswerten 

von 71 000 S bis 120000 S ........... . 
von 121 000 S bis 150000 S .......... .. 
von 151 000 S bis 200 000 S ........... . 
von 201 000 S bis 300 000 S ........... . 
von 301 000 S bis 400 OOOS ........... . 
von 401 000 S bis 500 000 S ........... . 
von 501 000 S bis 600 000 S ........... . 
über 600 000 S .............. , ...... . 

8,0 
6,5 
4,5 
3,65 
2,7 
2,0 
1,5 
1,15. 

Diese Hundertsätze sind mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän­
ner 1984, unter Bedachtnahme auf § 47 qtit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 45) mit der Maßgabe zu 
vervielfachen, daß die si<;h ergebenden Hundert­
sätze auf fünf Dezimalstellen zu runden sind. Die 
sich hienach ergebenden Hundertsätze sind durch 
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver­
waltung festzustellen. 
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Geltende Fassung: 

(3) bis (9) unverändert. 

(10) Als Beitragsmonat gilt jeweils der Kalender­
monat, für den Beiträge zu entrichten sind. 

Beiträge zur Pflichtversicherung in der Krankenver­
sicherung und Pensionsversicherung 

§ 24. (1) unverändert. 
(2) Die in der Pensionsversicherung Pflichtver­

sicherten haben, sofern sich aus Abs. 3 und 4 nichts 
anderes ergibt, für die Dauer der Versicherung als 
Beitrag 10,75 v. H. der Beitragsgrundlage zu lei­
sten. 

(3) bis (5) unverändert. 

Beiträge zur Weiterversicherung in der Kranken-
versicherung 

§ 27. (1) unverändert. 
(2) Die Weiterversicherung ist 
1. und 2. unverändert. 

, soweit dies nach den wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Versicherten bzw. in den Fällen der Z. 2 nach 
den wirtschaftlichen Verhältnissen des Ehegatten, 
der die, Ehescheidungsklage eingebracht hat, 
gerechtfertigt erscheint, auf einer niedrigeren als 
der gemäß Abs. 1 in Betracht kommenden Beitrags­
grundlage, jedoch nicht unter dem Dreißigfachen 
des gemäß § 76 a Abs. 3 des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes geltenden Mindestbetrages 
zuzulassen. Die' Herabsetzung der Beitragsgrund­
lage wirkt, wenn der Antrag zugleich mit dem 
Antrag auf Weiterversicherung oder innerhalb der 
sechsmonatigen Frist des .§ 8 Abs.2 bzw. Abs.3 
bzw. Abs. 5 gestellt wird, ab dem Beginn der Wei­
terversicherung, sonst ab dem auf die AntragsteI­
lung folgenden Monatsersten; die Herabsetzung 
gilt jeweils bis zum Ablauf des nächstfolgenden 
Kalenderj ahres. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(3) bis (9) unverändert; 

(10) Die Beitragsgrundlage beträgt mindestens 
a) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicher­

ten 2 908 S monatlich (Mindestbeitrags­
grundlage). An die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 
1. Jänner 1984, der unter Bedachtnahme auf 
§ 47 mit der jeweiligen Richtzahl (§ 45) ver­
vielfachte Betrag; 

b) für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 Pflichtversicher­
ten ein Drittel des in lit. a genannten Betra­
ges, gerundet auf volle Schilling (Mindest­
beitrags grundlage) . 

(11) Als Beitragsmonat gilt jeweils der Kalender­
monat, für den Beiträge zu entrichten sind. 

Beiträge zur Pflichtversicherung in der Krankenver­
sicherung undPensionsversicherung 

§ 24. (1) unverändert. 
(2) Die in der Pensionsversicherung Pflichtver­

sicherten haben, sofern sich aus Abs. 3 und 4 nichts 
anderes ergibt, für die Dauer der Versicherung als 
Beitrag 11,0 vH der Beitragsgrundlage zu leisten. 

(3) bis (5) unverändert. 

Beiträge zur Weiterversicherung in der Kranken-
versicherung 

§ 27. (1) unverändert. 

(2) Die Weitervers\cherung ist 
1. und 2. unverändert. 

soweit dies nach den wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Versicherten bzw. in den Fällen der Z. 2 nach 
den wirtschaftlichen Verhältnissen des Ehegatten, 
der die Ehescheidungsklage eingebracht hat, 
gerechtfertigt erscheint, auf einer niedrigeren als 
der gemäß Abs. 1 in Betracht kommenden Beitrags­
grundlage, jedoch nicht unter dem Dreißigfachen 
des gemäß § 76 a Abs. 3 des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes geltenden Mindestbetrages 
zuzulassen. Die Herabsetzung der Beitragsgrund­
lage wirkt, wenn der Antrag zugleich mit dem 
Antrag auf Weiterversicherung oder innerhalb der 
sechsmonatigen Frist des § 8 Abs . .2 bzw. Abs. 3 
bzw. Abs. 5 gestellt wird, ab dem Beginn der Wei­
terversicherung, sonst ab dem auf die AntragsteI­
lung folgenden Monatsersten; die Herabsetzung 
gilt jeweils bis zum Ablauf des nächstfolgenden 
Kalenderjahres. Wurde die Weiterversicherung auf 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

(3) und (4) unverändert. 

Beiträge zur Unfallversicherung 

§ 30. (1) Die Beitragsgrundlage für den Betriebs­
beitrag gemäß § 22 Abs. 2 lit. a .ist in entsprechen­
der Anwendung der Bestimmungen des § 23. mit 
der Maßgabe festzustellen, daß der Ermittlung 
mindestens ein Einheitswert von 35.000 S zugrun­
dezulegen ist. Die gemäß § 3 Abs. 1 Z. 1 pflichtver­
sicherten Betriebsführer haben als Beitrag 1,9 v. H. 
der Beitragsgrundlage zu leisten. Der Beitrag ist 
auf volle Schilling zu runden. Wenn mehrere Per­
sonen ein und denselben land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb auf gemeinsame Rechnung und Gefahr füh­
ren, ist der Betriebsbeitrag nur von einer Person zu 
leisten, jedoch haften alle Beteiligten für den 
Betriebsbeitrag zur ungeteilten Hand. 

(2) bis (7) unverändert .. 

Verwirkung des Leistungsanspruches 

§ 53. (1) Ein Anspruch auf Leistungen der Kran­
kenversicherung, soweit sie nach Gesetz oder Sat­
zung in Geld zu gewähren sind, und auf Geldlei­
stungen der Pensionsversicherung aus dem betref­
fenden Versicherungsfall steht nicht zu 

1. und 2. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. 

Zusammentreffen eines Pension~anspruches mit 
einer die Pflichtversicherung nach diesem Bundes­

gesetz begründenden Erwerbstätigkeit 

§ 57. Übt der Pensionsberechtigte eine die' 
Pflichtversicherung . in der Pensionsversicherung 
nach diesem Bundesgesetz begründende Erwerbstä­
tigkeit aus, so ruht der Pensionsanspruch mit Aus­
nahme des Anspruches auf Waisenpension für die 
Dauer dieser Erwerbstätigkeit. 

einer niedrigeren als der nach Abs. 1 in Betracht 
kommenden Beitragsgrundlage zugelassen, so hat 
der Versicherungsträger ohne Rücksicht auf die 
Geltungsdauer der Herabsetzung bei einer Ände-

. rung in den wirtschaftlichen Verhältnissen des Ver­
sicherten auf dessen Antrag oder von Amts wegen 
eine Erhöhung der Beitragsgrundlage bis auf das 
nach Abs. 1 in Betracht kommende Ausmaß vorzu­
nehmen. Solche Festsetzungen wirken in allen die­
sen Fällen nur für die Zukunft. 

(3) und (4) unverändert. 

Beiträge zur Unfallversicherung 

§ 30. (1) Die Beitragsgrundlage für den Betriebs­
beitrag gemäß § 22 Abs. 2 lit. a ist in entsprechen­
der Anwendung der für die Pensionsversicherung 
geltenden Bestimmungen des § 23 festzustellen. Die 
gemäß § 3 Abs. 1 Zlpflichtversicherten Betriebs­
führer haben als Beitrag 1,9 vH der Beitragsgrund­
lage zu leisten. Der Beitrag ist auf volle Schilling zu 
runden. Wenn mehrere Personen ein und densel­
ben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemein- . 
same Rechnung und Gefahr führen, ist der 
Betriebsbeitrag nur von einer Person zu leisten, 
jedoch haften alle Beteiligten für den Betriebsbei­
trag zur ungeteilten Hand. 

(2) bis (7) unverändert. 

Verwirkung des Leistungsanspruches 

§ 53. (1) Ein Anspruch auf den Bestattungsko­
stenbeitrag(§ 99) und auf Geldleistungen der Pen­
sionsversicherung aus dem betreffenden Versiche­
rilngsfall steht nicht zu: 

1. und 2.~nverändert. 

(2) und (3) unverändert. 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
einer die Pflichtversicherung nach diesem Bundes­

gesetz begründenden Erwerbstätigkeit 

§ 57. (1) Übt der Pensionsberechtigte eine' die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nach diesem Bundesgesetz begründende Erwerbstä­
cigkeit aus, so ruht der Pensionsanspruchmit Aus­
nahme des Anspruches auf Waisenpension für die 
Oauer dieser Erwerbstätigkeit. 

(2) Abs. 1 ist auf Witwen(Witwer)pensionen 
nicht anzuwenden, wenn die die Pflichtversiche­
rung in der Pensionsversicherung nach diesem Bun­
desgesetz begründende Erwerbstätigkeit aus­
schließlich in der Fortführung des land(forst)wirt-
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Geltende Fassung; 

Anspruchsberechtigung für, Angehörige 

§ 78. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Als Angehöriger gilt auch der Ehegatte eines 
gemäß § 4 Z 1 Pflichtversich,erten, 

a) unverändert. 
b) wenn er kein Erwerbseinkommen bzw. keine 

Einkünfte aus Pensionen oder Ruhe(Versor­
gungs)genüssen einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft bezieht; Erwerbseinkommen 
bzw. Einkünfte unter den im § 5 Abs. 2. des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
genannten, jeweils geltenden Beträgen sowie 
Erwerbseinkommen aus einem 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb haben 
hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(7) unverändert. 

Gesundenuntersuchungen 

§ 82. (1) Der Versicherungsträger hat unbescha­
det seiner sonstiger gesetzlichen Aufgaben sowie 
nach Maßgabe der gemäß § 204 für diesen Zweck 
verfügbaren Mittel und nach Maßgabe der gemäß 
§ 132 b Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes erlassenen Richtlinien des Hauptver­
bandes der österreichischen Sozialversicherungsirä­
ger Gesundenuntersuchungen durchzuführen. ' 

(2) unverändert. 

Hellbehelfe 

§ 87. (1) Brillen, orthopädische Schuheinlagen, 
Bruchbänder und sonstige notwendige Heilbehelfe 
sind dem Versicherten für sich und seine Angehöri­
gen in einfacher und zweckentsprechender Ausfüh­
rung zu gewähren. 

Vorgeschlagene Fassung; 

schaftlichen Betriebes des verstorbenen Ehegatten 
besteht. Eine solche Erwerbstätigkeit ist jedoch 
einer Erwerbstätigkeit im Sinne des § 56 gleichzu­
halten. 

Anspruchsberechtigung für Angehörige 

§ 78. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Als Angehöriger gilt auch der Ehegatte eines 
gemäß § 4 ZIPflichtversicherten, 

a) unverändert. 
b) wenn er kein Erwerbseinkommen bzw. keine 

Einkünfte aus Pensionen oder aus 
Ruhe(Versorgungs)genüssen einer öffent­
lich-rechtlichen Körperschaft bezieht; 
Erwerbseinkommen bzw. Einkünfte unter 
dem jeweils nach § 141 Abs. 1 lit. a bb gelten­
den Richtsatz haben hiebei außer Betracht 
zu bleiben. Als Erwerbseinkommengilt bei 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit das 
aus dieser Tätigkeit gebührende Entgelt, bei 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit der auf 
den Kalendermonat entfallende Teil der 
nachgewiesenen Einkünfte aus dieser 
Erwerbstätigkeit. Kann die Höhe des 
Erwerbseinkommens aufgrund der zur Ver­
fügung stehenden Unterlagen nicht ermittelt 
werden, so ist der Versicherungsträger· 
berechtigt, die Höhe des Erwerbseinkom­
mens unter Bedachtnahme auf die Art der 
Erwerbstätigkeit, die regionalen und saisona­
len Gegebenheiten sowie aufgrund der in 
früheren Jahren aus gleichartigen Erwerbstä­
tigkeiten erzielten Einkünfte anhand von 
Schätzwerten festzustellen. Erwerbseinkom­
men aus einem land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb hat hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(7) unverändert. 

Gesundenuntersuchungen 

§ 82. (1) Die Versicherten und ihre Angehörigen 
(§ 78) haben Anspruch auf jährlich eine Gesunden­
untersuchung. Sie ist vom Versicherungsträger 
nach Maßgabe der gemäß § 132 b Abs. 2 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes erlassenen 
Richtlinien des Hauptverbandes der österreichi­
schen Sozialversicherungsträger durchzuführen. 

(2) unverändert. 

Heilbehelfe 

§ 87. (1) Brillen, orthopädische Schuheinlagen, 
Bruchbänder und sonstige notwendige Heilbehelfe 
sind über ärztliche Verordnung in einfacher und 
zweckentsprechender Ausführung nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen zu gewähren. 
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Geltende Fassung: 

(2) Die Kosten der Heilbehelfe werden vom Ver­
sicherungsträger nur übernommen, wenn sie höher 
sind als 20 vH des Meßbetrages (§ 48 Abs. 2 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes), gerun­
det auf volle Schilling. Der vom Versicherten zu 
tragende Kostenanteil (§ 80 Abs. 2) hat mindestens 
20 vH des Meßbetrages, gerundet auf volle Schil­
ling zu betragen. Das Ausmaß der vom Versiche­
rungsträger zu übernehmenden Kosten darf einen 
durch die Satzung des Versicherungsträgers festzu­
setzenden Höchstbetrag nicht übersteigen; die Sat­
zung kann diesen Höchstbetrag einheitlich oder für 
bestimmte Arten von Heilbehelfen in unterschiedli­
cher Höhe, höchstens jedoch mit dem 10-fachen 
des Meßbetrages, gerundet auf volle Schilling, fest­
setzen. Der Versicherungsträger hat die vom Ver­
sicherten zu tragenden Kosten biw. den Kostenan­
teil zur Gänze zu übernehmen: 

a) bei Versicherten (Angehörigen), die das 
15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 

. bzw. für die ohne Rücksicht auf das lebens­
alter Anspruch auf die erhöhte Familienbei­
hilfe im Sinne des § 8 Abs. 4 bis 7 des Fami­
lienlastenausgleichsgesetzes 1967, BG BI. 
Nr. 376, besteht und 

b) bei Vorliegen einer besonderen sozialen 
Schutzbedürftigkeit des Versicherten im 
Sinne des § 86 Abs. 5. 

(3) Die Krankenordnung kann eine Gebrauchs­
dauer für Heilbehelfe festsetzen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Die Kosten der Heilbehelfe werden vom Ver­
sicherungsträger nur übernommen, wenn sie höher 
sind als 20 vH des Meßbetrages (§ 48 Abs. 2 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes ) gerun­
det auf volle Schilling. Der vom Versicherten zu 
tragende Kostenanteil (§ 80 Abs. 2) hat mindestens 
20 vH des Meßbetrages, gerundet auf volle Schil­
ling, zu betragen. 

(3) Abs. 2 gilt nicht für ständig benötigte Heilbe­
helfe, die nur einmal oder nur kurzfristig verwen­
det werden können und daher in der Regel minde­
stens einmal im Monat erneuert werden müssen. 

(4) Der Versicherungsträger hat auch die sonst 
vom Versicherten gemäß Abs. 2 zu tragenden 
Kosten bzw. den Kostenanteil (§ 80 Abs. 2) zu 
übernehmen: 

a) bei Versicherten (Angehörigen), die das 
15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
bzw. für die ohne Rücksicht auf das lebens­
alter Anspruch auf die erhöhte Familienbei­
hilfe im Sinne des § 8 Abs.4 bis 7 des Fami­
lienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. 
Nr. 376, besteht und 

b) bei Vorliegen einer besonderen sozialen 
Schutzbedürftigkeit des Versicherten im 
Sinne des § 86 Abs. 5. . 

(5) Das Ausmaß der vom Versicherungsträger zu 
übernehmenden Kosten darf einen durch die Sat­
zung festzusetzenden Höchstbetrag nicht überstei­
gen; die Satzung kann diesen Höchstbetrag ein­
heitlich oder für bestimmte Arten von Heilbehelfen 
in unterschiedlicher Höhe, höchstens jedoch mit 
dem 10-fachen des Meßbetrages, gerundet auf 
volle Schilling, festsetzen. In den Fällen des Abs. 3 
gilt der Höchstbetrag für den Monatsbedarf. 

(6) Die Krankenordnung kann eine Gebrauchs­
dauer·für Heilbehelfe festsetzen. 

(7) Der Versicherungsträger hat auch die Kosten 
der Instandsetzung notwendiger Heilbehelfe zu 
übernehmen, wenn eine Instandsetzung zweckent­
sprechend ist. Die Abs. 2, 4 und 5 gelten entspre­
chend. 

(8) Heilbehelfe, die nur vorübergehend 
gebraucht werden und die nach ihrer Art ohne 
gesundheitliche Gefahr von mehreren Personen 
benützt werden können, können auch leihweise 
entweder vom Versicherungsträger selbst oder 
durch Vertragspartner auf Rechnung des Versiche­
rungsträger durch Übernahme der Leihgebühren 
zur Verfügung gestellt werden. Wird ein solcher 
Heilbehelf nicht vom Versicherungsträger oder von 
einem Vertragspartner entliehe!)., kann für angefal­
lene Leihgebühren ein Kostenersatz bis zur Höhe 
des mit den Vertragspartner vereinbarten Tarifes 
geleistet werden. Abs. 2 gilt in diesen Fällen nicht. 
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Geltende Fassung: 

(4) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw. 
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der 
körpergerechten Anpassung von Heilbehelfen 
erwachsen, gilt § 85 Abs. 4 und 5 entsprechend. 

Hilfe bei körperlichen Gebrechen 

§ 96. (1) Bei Verstümmelungen, Verunstaltungen 
und körperlichen Gebrechen, welche die Gesund­
heit, die Arbeitsfähigkeit oder die Fähigkeit, für die 
lebenswichtigen persönlichen Bedürfnisse zu sor­
gen, wesentlich beeinträchtigen, kann die Satzung 
Zuschüsse für die Anschaffung der notwendigen 
Hilfsmittel vorsehen, soweit nicht ein Anspruch aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung, eine Lei­
stungsverpflichtung aus der gesetzlichen Pensions­
versicherung im Rahmen der medizinischen Maß­
nahmen der Rehabilitation oder ein gleichartiger 
Anspruch nach dem Kriegsopferversorgungsge­
setz 1957, nach dem Heeresversorgungsgesetz, 
nach dem Opferfürsorgegesetz, nach dem Bundes­
gesetz über die Gewährung von Hilfeleistungen an 
Opfer von Verbrechen, nach dem Impfschadenge­
setz oder nach dem Strafvollzugsgesetz besteht. Bei 
der Festsetzung der Höhe des Zuschusses ist auf 
§ 87 Abs. 2 sinngemäß mit der Maßgabe Bedacht 
zu nehmen, daß der durch die Satzung des Versi­
cherungsträgers für den Kostenzuschuß festzuset­
zende Höchstbetrag bei Körperersatzstücken und 
Krankenfahrstühlen höchstens das 25-fache des 
Meßbetrages (§ 48 Abs. 2 des Gewerblichen Sozial­
versicherungsgesetzes), gerundet auf volle Schil­
ling, betragen darf. Als Hilfsmittel sind hiebei sol­
che Gegenstände oder Vorrichtungen anzusehen, 
die geeignet sind 

, a) die Funktion fehlender oder unzulänglicher 
Körperteile zu übernehmen oder 

b) die mit einer Verstümmelung, V erunstalt~ng 
oder einem Gebrechen verbundene körperli­
che oder psychische Beeinträchtigung zu mil­
dem oder zu beseitigen. 

Als freiwillige Leistung kann der Versicherungsträ­
ger in solchen Fällen überdies, sofern dies notwen­
dig und zweckmäßig ist, Krankenbehandlung und 
Anstaltspflege gewähren, soweit auf diese leistun­
gen nicht schon ein Anspruch aus dem Versiche­
rungsfall der Krankheit besteht. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(9) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw. 
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der 
körpergerechten Anpassung von Heilbehelfen 
erwachsen, gilt§ 85 Abs. 4 und 5 entsprechend. 

Hilfe bei körperlichen Gebrechen 

§ 96. (1) Bei Verstümmelungen, Verunstaltungen 
und körperlichen Gebrechen, welche die Gesund­
heit, die Arbeitsfähigkeit oder die Fähigkeit, für die 
lebenswichtigen persönlichen Bedürfnisse zu sor­
gen, wesentlich beeinträchtigen, kann die Satzung 
Zuschüsse für die Anschaffung der notwendigen 
Hilfsmittel sowie für deren Instandsetzung vorse~ 
hen, soweit nicht ein Anspruch aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung, eine Leistungsverpflichtung ~us 
der gesetzlichen Pensionsversicherung im Rahmen 
der medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation 
oder ein gleichartiger Anspruch nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz 1957, nach dem Heeresver­
sorgungsgesetz, nach dem Opferfürsorgegesetz, 
nach dem Bundesgesetz über die Gewährung von 
Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen, nach 
dem Impfschadengesetz oder nach dem Strafvoll­
zugsgesetz besteht. Bei der Festsetzung der Höhe 
der Zuschüsse ist auf § 87 Abs; 2, 4 und 5 sinnge­
mäß mit der Maßgabe Bedacht zu nehmen, daß der 
durch die Satzung des Versicherungsträgers für 
den Kostenzuschuß festzusetzende Höchstbetrag 
bei Hilfsmitteln, die geeignet sind, die Funktion 
fehlender oder unzulänglicher Körperteile zu über­
nehmen, und bei Krankenfahrstühlen höchstens das 
25fathe des Meßbetrages (§ 48 Abs. 2 des Gewerb­
lichen Sozialversicherungsgesetzes), gerundet auf 
volle Schilling, betragen darf. Die Krankenordnung 
kann eine Gebrauchsdauer für Hilfsmittel vorse­
hen. Als Hilfsmittel sind hiebei solche Gegenstände 
oder Vorrichtungen anzusehen, die geeignet sind, 

a) die Funktion fehlender oder unzulänglicher 
Körperteile zu übernehmen oder 

b) die mit einer Verstümmelung, Verunstaltung 
oder einem Gebrechen verbundene körperli­
che oder psychische Beeinträchtigung zu mil­
dem oder zu beseitigen. 

Als freiwillige Leistung kann der V ersicherungsträ -. 
ger in solchen Fällen überdies, sofern dies notwen­
dig und zweckmäßig ist, Krankenbehandlung und 
Anstaltspflege gewähren, soweit auf diese leistun­
gen nicht schon ein Anspruch aus dem V ersiche~ 
rungsfall der Krankheit besteht. 

(2) Bei der Festsetzung der Höhe der Zuschüsse 
nach Abs. 1 für ständig benötigte Hilfsmittel, die 
nur einmal oder nur kurzfristig verwendet werden 

, können und daher in der Regel mindestens einmal 
im Monat erneuert werden müssen, ist auf § 87 
Abs. 3 sinngemäß Bedacht zu nehmen. 
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Geltende Fassung: 

(2) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw. 
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der 
körpergetechten Anpassung von Hilfsmitteln 
erwachsen, gilt § 85 Abs. 4 und 5 entsprechend. 

Bestattungskostenbeitrag 

§ 99. (1) unverändert. 

(2) Vom Bestattungskostenbeitrag werden die 
Kosten der Bestattung bestritten. Der entspre­
chende Betrag wird an den gezahlt, der die Kosten 
der Bestattung bestritten hat. 

(3) unverändert. 

(4) Besteht Anspruch auf Bestattungskostenbei­
trag aus einer gesetzlichen Unfallversicherung, so 
gebührt aus der Krankenversicherung kein Bestat­
tungskostenbeitrag. 

I 

Ersatzzeiten 

§ 107. (1) Als Ersatzzeiten gelten, soweit Sle 
nicht als Beitragszeiten anzusehen sind: 

1. unverändert. 
2. Zeiten, in denen ein Versicherter, der am 

Stichtag (§ 104 Abs.2) die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt, 

a) unverändert. 
b) auf Grund der: Bestimmungen des Wehrge­

setzes 1978 ordentlichen oder außerordentli­
chen Präsenzdienst oder auf Grund der 
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes 
ordentlichen oder außerordentlichen Zivil­
dienst geleistet hat; 

c) sonst eine Wehr- oder Arbeitsdienstpflicht 
nach den jeweils in Geltung gestandenen 
Vorschriften erfüllt hat; 

Vorgeschlagene Fassung: 

(3) § 87 Abs. 8 gilt sinngemäß. 

(4) Für die Übernahme von Reise(Fahrt)- bzw. 
Transportkosten, die im Zusammenhang mit der 
körpergerechten Anpassung von Hilfsmitteln 
erwachsen, gilt § 85 Abs. 4 und 5 'entsprechend. 

Bestattungskostenbeitrag 

§ 99. (1) unverändert. 

(2) Vom Bestattungskostenbeitrag werden die 
Kosten der Bestattung 'bestritten. Der entspre­
chende Betrag wird an den gezahlt, der die Kosten 
der Bestattung 'bestritten hat. Bleibt ein Überschuß, 
so sind die im Abs. 3 genannten Personen in der 
dort angeführen Reihenfolge und unter den dort 
angeführten Voraussetzungen bezugsberechtigt. 
Fehlen solche Berechtigte, so verbleibt der Über­
schuß dem Versicherungsträger. 

, (3) unverändert. 

(4) Bei mehrfacher Krankenversicherung nach 
den Bestimmungen dieses oder eines anderen Bun­
desgesetzes ist der Bestattungskostenbeitrag nur 
einmal zu gewähren, und zwar von dem Versiche­
rungsträger, den' der Versicherte zuerst in 
Anspruch nimmt. Besteht Anspruch auf Bestat~ 
tungskostenbeitrag ~us einer gesetzlichen Unfall­
versicherung, so gebührt aus der Krankenversiche­
rung kein Bestattungskostenbeitrag. 

Ersatzzeiten 

§ 107. (1) Als Ersatzzeiten gelten, soweit Sle 
nicht als Beitragszeiten anzusehen sind: 

1. unverändert. 
2. Zeiten, in denen ein Versicherter, der am 

Stichtag (§ 104 Abs. 2) die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt, 

a) unverändert. 
. b) sich in Anstaltspflege befunden hat, die 

unmittelbar an eine Zeit im Sinne der lit. a 
anschließt und die im ursächlichen Zusam­
menhang mit dem Kriegsdienst oder der 
Kriegsgefangenschaft steht, wenn der Ver­
sicherte einen bescheidmäßig zuerkannten 
Anspruch auf eine Beschädigtenrente nach 
dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 auf­
grund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70 vH hat; 

c) auf Grund der Bestimmungen des Wehrge­
setzes 1978 ordentlichen oder außerordentli­
chen Präsenz dienst oder auf Grund der 
Bestimmungen des Zivildienstgesetzes 
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Geltende Fassung: 

3. unverändert. 
4. Zeiten, während derer der Versicherte Über­

gangs geld gemäß § 156 dieses Bundesgesetzes oder 
gemäß § 199 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes bezogen hat. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Zeiten gemäß Abs. 1 Z. 1 gelten nicht als 
Ersatzzeiten, wenn während dieser Zeiten eine 
Pflichtversicherung nach dem Landwirtschaftlichen 
Zuschußrentenversicherungsgesetz bzw. nach dem 
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz bestanden 
hat, ohne daß Beiträge im Sinne des § 106 Abs. 1 
Z. 1 bzw.2 wirksam entrichtet worden sind. Die 
Zeiten gemäß Abs. 1 Z. 2 gelten als Ersatzzeiten, 
sofern ihnen eine Beitrags- oder Ersatzzeit im 
Sinne dieses Bundesgesetzes vorangeht oder nach­
folgt. Zeiten der im Abs. 1 Z. 3 genannten Art gel­
ten bis zum Wegfall der Behinderung, längstens bis 
1. April 1959, als Ersatzzeiten; dies jedoch nur, 
wenn die tatsächliche letzte Ausübung der Erwerbs­
tätigkeit gemäß Abs. 1 Z. 1 dem Beginn der Behin­
derung nicht um mehr als drei Jahre vorangeht. 
Der Wegfall der Behinderung ist anzunehmen, 
wenn der Versicherte im Inland seinen Wohnsitz 
wieder begründet oder eine selbständige Erwerbstä­
tigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründet hat oder bei früherem. 
Wirksamkeitsbeginn begründet hätte, aufgenom­
men und länger als ein Jahr ununterbrochen ausge­
übt hat. 

Vorgeschlagene Fassung: 

ordentlichen oder außerordentlichen Zivil­
dienst geleistet hat; 

d) sonst eine Wehr- oder Arbeitsdienstpflicht 
nach den jeweils in Geltung gestandenen 
Vorschriften erfüllt hat; 

3. unverändert. 
4. Zeiten, während derer der Versicherte Über­

gangsgeld gemäß § 156 dieses Bundesgesetzes oder 
gemäß § 199 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes bezogen hat; 

5. die vor dem 1. Jänner 1973 gelegenen Zeiten 
einer unentgeltlichen berufiichen Ausbildung eines . 
Beschädigten im Sinne des § 21 des Kriegsopferver­
sorgungsgesetzes 1957 bzw. nach Maßgabe der 
jeweiligen Vorschriften über die Versorgung der 
Kriegsopfer ; 

6. Zeiten der Anstaltspflege, die unmittelbar an 
den 9. Mai 1945 anschließen und die im ursächli­
chen Zusammenhang mit einer Gesundheitsschädi­
gung infolge eines der in § 1 Abs. 1 lit. c oder 
Abs. 2 des Opferfürsorgegesetzes angeführten 
Gründe stehen, wenn der Versicherte einen 
bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine 
Beschädigtenrente nach dem Opferfürsorgegesetz 
aufgrund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70 vH hat. Unmittelbarkeit ist auch 
gegeben, wenn die Heimkehr aus einem Einsatz im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Opferfürsorgegesetzes 
oder aus Haft oder Anhaltung im Sinne des § 1 
Abs. 2 erster Satz des Opferfürsorgegesetzes zwar 
später, jedoch innerhalb des im Abs. 2 bezeichneten 
Zeitraumes gelegen ist. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Zeiten gemäß Abs. 1 Z 1 gelten nicht als 
Ersatzzeiten, wenn während dieser Zeiten 

a) eine Pflichtversicherung nach dem Landwirt­
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsge­
setz bzw. nach dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz bestanden hat, ohne daß Bei­
träge im Sinne des § 106 Abs. 1 Z 1 bzw.2 
wirksam entrichtet worden sind; 

b) eine Erwerbstätigkeit bzw. Beschäftigung 
ausgeübt wurde, die gemäß § 4 Abs. 1 des 
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversi­
cherungsgesetzes Pflichtversicherung nicht 
begründet hatte. 

Die Zeiten gemäß Abs.·l Z. 2 gelten als Ersatzzei­
ten, sofern ihnen eine Beitrags- oder Ersatzzeit im 
Sinne dieses Bundesgesetzes vorangeht oder nach­
folgt. Zeiten der im Abs. 1 Z.3 genannten Art gel­
ten bis zum Wegfall der Behinderung, längstens bis 
1. April 1959, als Ersatzzeiten; dies jedoch nur, 
wenn die tatsächliche letzte Ausübung der Erwerbs­
tätigkeit gemäß Abs. 1 Z. 1 dem Beginn der Behin­
derung nicht um mehr als drei Jahre vorangeht .. 
Der Wegfall der Behinderung ist anzunehmen, 
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Geltende Fassung: 

(5) bis (7) unverändert. 

Witwen(Witwer)pension 

§ 127. (1) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension 
hat die Witwe nach dem Tod des versicherten Ehe­
gatten bzw. der Witwer nach dem Tod der versi­
cherten Ehegattin. Die Witwe (Der Witwer) eines 
(einer) gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 Versicherten hat die­
sen Anspruch aber nur dann, wenn sie (er) den 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb des (der) Ver­
storbenen nicht fortführt. Anspruch auf Wit­
wen(Witwer)pension hat auch die Witwe (der Wit­
wer), die (der) nach dem Tod des versicherten Ehe­
gatten (der versicherten Ehegattin) dessen (deren) 
Betrieb fortgefÜhrt hat, wenn sie (er) die Fortfüh­
rung aufgegeben hat; hat sie (er) den Betrieb min­
destens drei Jahre fortgeführt, gebührt die Wit­
wen(Witwer)pension nur, wenn im Zeitpunkt der 
Aufgabe der Erwerbstätigkeit ein Anspruch auf 
eine Leistung aus einem Versicherungsfall des 
Alters nicht besteht. War die Witwe (der Witwer) 
im Zeitpunkt d~s Todes des Ehegatten gemäß § 2 a 
nicht in der Pensionsversicherung pflichtversichert 
und nimmt sie (er) die Alters(Erwerbsunfähig­
keits)pension gemäß § 125 in Anspruch, so steht ihr 
(ihm) aufgrund der gemäß § 125 hinzugerechneten 
Versicherungs zeiten des verstorbenen Ehegatten 
ein Anspruch auf Witwen(Witwer)pension nicht zu. 

(2) bis (4) unverändert. 

Voraussetzungen für den Anspruch. auf Ausgleichs­
zulage 

§ 140. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Der Ermittlung des Nettoeinkommens aus 
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb sind 
85 v. H. des Versicherungswertes (§ 23) dieses 
Betriebes zugrunde zu legen. § 23 Abs. 2 zweiter 
Satz zweiter Halbsatz ist hiebei nicht anzuwenden. 
Dieser Betrag, gerundet auf volle Schilling, gilt als 
monatliches Nettoeinkommen aus einem 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb. 

(6) unverändert. 

(7) Wurde die Bewirtschaftung eines 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes aufgegeben, 
der Betrieb übergeben, verpachtet oder auf andere 
Weise jemanden zur Bewirtschaftung überlassen, so 
sind der Ermittlung des Einkommens des bisheri­
gen Eigentümers (des V erpächters) ohne Rücksicht 

Vorgeschlagene Fassung: 

wenn der Versicherte im Inland seinen Wohnsitz 
wieder begründet oder eine selbständige Erwerbstä­
tigkeit, die die Fflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründet hat oder bei früherem 
Wirksamkeitsbeginn begründet hätte, aufgenom­
men und länger als ein Jahr ununterbrochen ausge­
übt hat. 

(5) bis (7) unverändert. 

Witwen(Witwer)pension 

§ 127. (1) Anspruch aufWitwen(Witwer)pension 
hat die Witwe nach dem Tod des versicherten Ehe~ 
gatten bzw. der Witwer nach dem Tod der versi­
cherten Ehegattin. Nimmt die Witwe (der Witwer) 
die Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension gemäß 
§ 125 in Anspruch, so steht ihr (ihm) ein Anspruch 
auf Witwen(Witwer)pension nicht zu. 

(2) bis (4) unverändert. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichs­
zulage 

§ 140. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Der Ermittlung des Nettoeinkommens aus 
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb sind 
85 v. H. des Versicherungswertes (§ 23) dieses 
Betriebes zugrunde zu legen. Dieser Betrag, gerun­
det auf volle Schilling, gilt als monatliches Net­
toeinkommen aus einem land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb. 

(6) unverändert. 

(7) Wurde die Bewirtschaftung eines 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes aufgegeben, 
der Betrieb übergeben, verpachtet oder auf andere 
Wc:;ise jemandem zur Bewirtschaftung überlassen, 
so sind der Ermittlung des Einkommens des bishe­
rigen Eigentümers (des V erpächters) ohne Rück-
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Gelt end eFa s s u n g : 
" 

auf Art und Ausmaß der ausbedungenen Leistun­
gen 25 v. H. des zuletzt festgestellten Einheitswer­
tes der übergebenen, verpachteten oder zur Bewirt­
schaftung überlassenen land(forst)wirtschaftlichen 
Flächen zugrunde zu legen, sofern die Aufgabe, 
(Übergabe, Verpachtung, Überlassung) nicht mehr 
als zehn Jahre, gerechnet vom Stichtag, zurück­
liegt. Ein Zwölftel des auf diese Weise errechneten 
Betrages, gerundet auf volle Schilling, gilt als 
monatliches Einkommen. Hiebei ist Abs. 6 entspre­
chend anzuwenden. 

(8) Die gemäß Abs. 7 errechneten monatlichen 
Einkommensbeträge . sind bei der erstmaligen 

, Ermittlung mit dem Produkt der seit 1. Jänner 1974 
festgesetzten Anpassungsfaktoren (§ 45) unter 
Bedachtnahme auf § 47 zu vervielfachen. An die 
Stelle der so ermittelten Beträge treten ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 47 
mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 45) ver-
vielfachten Beträge. ' 

Vorgeschlagene Fassung: 

sicht auf Art und Ausmaß der ausbedungenen Lei­
stungen 21,6 vH des durchschnittlichen Einheits­
wertes (Abs. 8) der übergebenen, verpachteten oder 
zur Bewirtschaftung überlassenen land(forst)wirt­
schaftlichen Flächen zugrunde zu legen, sofern die 
Übergabe (Verpachtung, Überlassung) nicht mehr 
als zehn Jahre, gerechnet vom Stichtag, zurück­
liegt. Hiebei ist bei einer Übergabe (Verpachtung, 
Überlassung) vor dem Stichtag vom durchschnittli­
chen Einheitswert (Abs. 8), in allen übrigen Fällen 
von dem auf die übergebenen Flächen entfallenden 
Einheitswert im Zeitpunkt der Übergabe (V~rpach­
'tung, Überlassung) auszugehen. Ein Zwölftel des 
auf diese Weise errechneten Betrages, gerundet auf 
volle ,Schilling, gilt als monatliches Einkommen. 
Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

(8) Soweit ein durchschnittlicher Einheitswert 
gemäß Abs. 7 heranzuziehen ist, ist er durch eine 
Teilung der Summe der Einheitswerte, die für den 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb in den einzelnen 
der letzten 120 Kalendermonate vor dem Stichtag 
im Sinne des Abs. 9 in Betracht kommen, durch die 
Anzahl der Monate während dieses Zeitraumes, in 
denen der land(forst)wirtschaftliche Betrieb (ein 
Teil dieses Betriebes) noch nicht übergeben (ver­
pachtet, überlassen) war, zu ermitteln. 

(9) Bei der Berücksichtigung der Einheitswerte 
für jeden nach Abs. 8 in Betra~ht kommenden 
Monat ist von dem jeweils für den.land(forst)wirt­
schaftlichen Betrieb bzw. die land(forst)wirtschaft­
liche Fläche festgestellten Einheitswert 'unter Hin­
zurechnung der EinheitsWerte der verpachteten, 
aber ohne die zugepachteten Flächen auszugehen. 

(10) Als Einheitswert im Sinne der Abs.7, 8 
und 9 gilt der für Zwecke der Sozialversicherung 
maßgebliche Einheitswert. Einheitswerte aus der 
Zeit vor dem 1. Jänner 1983 sind mit dem Faktor 
1,1575 zu vervielfachen. 

(11) In den Fällen des § 64 Abs.2 erster Satz 
bleibt für die Anwendung der Abs. 7 bis 9 der Stich­
tag der erloschenen Pension weiterhin maßgebend. 
Das gleiche gilt für den Anfall einer Hinterbliebe­
nenpension nach einem Pensionsempfänger, sofern 
der Anspruchsberechtigte auf Hinterbliebenenpen­
sion Eigentümer bzw. Miteigentümer des übergebe­
nen (verpachteten, überlassenen) Betriebes bzw. der 
Fläche gewesen ist. 

(12) Die gemäß Abs. 7 bis 11 errechneten monat­
lichen Einkommensbeträge sind bei der erstmaligen 
Ermittlung mit dem Produkt der. seit 1. Nnner 1974 
festgesetzten Anpassungsfaktoren (§ 45), mit Aus­
nahme des für das Kalenderjahr 1983 festgesetzten 
Anpassungsfaktors, unter Bedachtnahme auf § 47 
zu vervielfachen. An die Stelle der so ermittelten 
Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die 
unter Bedachtnahme auf § 47 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 45) vervielfachten Beträge. 
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Gelt end e F ass u ng : 

Höhe und Feststellung der Ausgleichszulage 

§ 144. (1) bis (4) unverändert. 

Rechnungsabschluß und Nachweisungen 

§ 204. (1) und (2) unverändert. 

(3) Wenn für ein Geschäftsjahr 1 vH der Erträge 
an Versicherungsbeiträgen in der Krankenversiche­
rung einschließlich des Bundesbeitrages zur Kran­
kenversicherung die Aufwendungen der Jugendli­
chen- und Gesundenuntersuchungen einschließlich 
der Kosten für die Errichtung und den Betrieb der 
hiezu erforderlichen eigenen Einrichtungen bzw. 
der Bereitstellung entsprechender Vertragseinrich-

Vorgeschlagene Fassung: 

Höhe und Ileststellung der Ausgleichszulage 

§ 144. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Hat der Pensionsberechtigte .in einem Kalen­
derjahr sonstige monatliche Nettoeinkünfteweni­
ger als 14mal. jährlich oder in unterschiedlicher 
Höhe. bezogen, kann er beim leistungszuständigen 
Versicherungsträger bis 31.Mäi-z des . folgenden 
Kalenderjahres die Durchführung eines Jahresaus­
gleiches beantragen. Der Jahresausgleich kann im 
Verlauf des folgenden Kalenderjahres .auch von 
Amts wegen erfolgen. 

(6) Die Durchführung des Jahresausgleiches hat 
nach folgenden Grundsätzen zu erfolgen: 
. 1. Der Berechnung ist die Summe der in einem 

Kalenderjahr gemäß § 141 jeweils in Betracht kom­
menden Richtsätze für die Pensionen und für die 
Pensionssonderzahlungen zugrunde zu legen. 
Richtsatz für die Pensionssonderzahlungen ist der 
für die Monate Mai bzw. Oktober geltende Richt-
satz. , 

2. Für Zeiträume, in denen wegen Auslandsauf­
enthaltes keine Ausgleichszulage gebührt hat, ist 
anstelle des Richtsatzes die Pensionshöheanzuset­
zen, für Zeiträume; in denen die Pension wegen 
Haft ruht, die Pension in der den Angehörigen 
gebührenden Höhe. . 

. 3. Die Summe gemäß Z 1 und 2 ist um den 
Gesamtbetrag der im maßgeblichen Kalenderjahr 
gebührenden Pensionen einschließlich Sonderzah­
lungen und Ausgleichszulagen, des sonstigen Net­
toeinkommens, der gemäß § 142 anzurechnenden 
Unterhaltsanspruche und der gemäß § 140 Abs. 5, 6 
und 7 bis 10 anzurechnenden Einkünfte aus land­
und forstwirtschaftlichen Betrieben, erhöht um die 
für die Monate Mai bzw. Oktober anzurechnenden 
Unterhaltsanspruche . bzw. Einkünfte zu vermin-· 
dem. Ergibt sich dabei ein Mehrbetrag gegenüber 
dem zur Auszahlung gelangten. Betrag an Aus­
gleichszulage, ist der Mehrbetrag dem Pensionsbe­
rechtigten zu erstatten. 

(7) Die Bestimmungen der Absätze 5 und 6 gel­
ten entsprechend· auch für Fälle, in denen der 
Anspruch auf die Pension nur für· Teile eines 
Kalenderjahres bestanden oder nicht gemäß § 57 
geruht hat. 

Rechnungsabschluß und Nachweisungen 

§ 204. (1) und (2) unverändert. 
(3) Aufgehoben. 
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Geltende Fassung: 

tungen für dieses Jahr übersteigen, ist der Unter­
schiedsbetrag einer gesonderten Rücklage zuzufüh­
ren; hiebei sind die Erträge an Versicherungsbeiträ­
gen um die gemäß § 447f Abs. 5 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes zu leistenden Überwei­
sungen zu vermindern. Diese Rücklage darf nur für 
Zwecke der Verlustdeckung verwendet werden. 
EinVerlust entsteht, wenn die Aufwendungen der 
Jugendlichen- und Gesundenuntersuchungen für 
ein Geschäftsjahr 1 vH der Erträge an Versiche­
rungsbeiträgen in der Krankenversicherung ein­
schließlich des Bundesbeitrages zur Krankenversi­
cherung übersteigen. Reicht die Rücklage zur Ver­
lustdeckung nicht aus, so können hiezu bis zu 1 vH 
der Erträge an Versicherungsbeiträgen in der Kran­
kenversicherung herangezogen werden. 
-<4y-uruf(S) unve~ä~dert~ ---------

Liq~~tätsreserve 

§ 205. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei Bedarf an flüssigen Mitteln zur Behebung 
einer vorübergehend ungünstigen Kassenlage ist 
vor anderen Maßnahmen die Liquiditätsreserve im 
notwendigen Ausmaß aufzulösen. Jede Verfügung 
über die Liquiditätsreserve bedarf der vorhergehen­
den Genehmigung durch den Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen; Sinkt durch Verfü­
gungen über die Liquiditätsreserve deren Stand 
unter den Sollbetrag, so ist die Liquiditätsreserve 
nach Wegfa11 der vorübergehend ungünstigen Kas­
senlage in entsprechender Anwendung der Bestim­
mungen der Abs. 1 und 2 auf das Ausmaß des Sol1-
betrages zu erhöhen. 

Bundesbei~g , 

§ 224. Abweichend von den Bestimmungen des 
§ 31 Abs. 4 leistet der Bund in der Pensionsversi­
cherung der Bauern für das Geschäftsjahr 1982 
einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um den 
100,5 v. H. der Aufwendungen die Erträge über­
steigen. Zuführungen an die Liquiditätsreserve sind 
für das Geschäftsjahr 1982 nicht vorzunehmen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(4)und (5) unverändert. 

Liq~~tätsreserve 

§ 205. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei Bedarf an flüssigen Mitteln ZU( Behebung 
einer. vorübergehend ungünstigen Kassenlage ist 
nach Tunlichkeit die Liquiditätsreserve im notwen­
digen Ausmaß aufzulösen. Jede Verfügung über die 
Liquiditätsreserve bedarf der vorhergehenden 
Genehmigung durch den Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen. Sinkt durch Verfü­
gungenüber die· Liquiditätsreserve deren Stand 
unter den Sol1betrag, so ist die Liquiditätsreserve 
nach Wegfall der vorübergehend ungünstigen Kas­
senlage in entsprechender Anwendung der Bestim­
mungen der Abs. 1 und 2 auf das Ausmaß des Sol1-
betrages zu erhöhen. 

Bundesbeitrag 

§ 224. Abweichend von den Bestimmungen des 
§.31 Abs.4 leistet der Bund in der Pensionsversi­
cherung der Bauern für das Geschäftsjahr 1983 
einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um den 
100,5 v. H. der Aufwendungen die Erträge über­
steigen. Zuführungen an die Liquiditätsreservesind 
für das Geschäftsjahr 1983 nicht vorzunehmen. 
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